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Nr. 161. Halle, Donnerstag den 6. Dezember 1917. 1. Jahrgang.

Die Rechtfertigung Deutſchlands
durch die Veröffentlichung der Ge-

heimverträge.
Jm Amſterdamer Standaard ſchreibt Dr. Kuyper über die

Veröffentlichung der Geheimverträge:

Die Oeffnung der geheimen Archive in Petersburg hat ganz
Europa nicht bloß überraſcht, ſondern in erſchreckendes Erſtaunen
verſetzt. Man hatte wohl angenommen, die Verbandsmächte ſeien
ſich lange vor 1914 einig geweſen, was ſie im Falle eines Krieges
tun würden. Aber wie ſchonungslos man ſich auch die Habſucht
des Verbandes vorgeſtellt hatte, ſo hatte doch kein Menſch auch
nur im entfernteſten gewagt, anzunehmen, daß England, Frank
reich, Jtalien und Rußland zu einer Zeit, als man den Kaiſer
von Deutſchland ſowohl in London wie in Petersburg auf das
allerfreundlichſte empfing, ſich hinter ſeinem Rücken buchſtäblich
verſchwören würden, um Deutſchland zu gelegener Zeit zu über
fallen. Selbſtredend blieben der deutſchen Regierung, wie ge-
heimnisvoll man auch verfuhr, dieſe Vorgänge nicht verborgen.
Daher durfte Deutſchland im Juli 1914 keinen Augenblick zögern,
wenn es der Falle entgehen wollte. Aus den Archiven geht her
vor, daß man es darauf angelegt hatte, die Mittelmächte ſo gut
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Amerika als Kriegsverlängerer.
Genf, 4. Dezember. Petit Pariſien, das Blatt Pichons,

meldet aus Waſhington, der ruſſiſche Waffenſtillſtand
ſchaffe in den Augen Amerikas die ſchwerſte Trübung der
allgemeinen Lage. Erſtens: weil er die übrigen Kriegsmächte
zu einer verfrühten Friedenskonferenz bewegen könnte; zwei
tens: weil er die friedliche deutſche Organiſationsdurchdrin
gung Rußlands bedeute; und drittens: weil er die gefährlichſte
ſozialiſtiſche Agitation in England und Amerika hervorrufe.

Waſhington, 4. Dezember. (Reuter.) Eine vom Sengt
und Repräſentantenhaus zu beratende Entſchließung, welche
erklärt, daß zwiſchen den Vereinigten Staaten und Oeſterreich
Ungarn, Bulgarien und der Türkei der Kriegszuſtand beſteht,
iſt im Senat eingebracht und ohne Verhandlung an den Aus
ſchuß für auswärtige Angelegenheiten verwieſen worden.

Waſhington, 4. Dezember. (Reuter.) Wilſon hielt im
Kongreß eine Rede, in der er ſagte: Jch will nicht darauf
zurückkommen, die Urſachen des Krieges und die Zeit des
unerträglichen Unrechts, das von unheilvollen Herren Deutſch-
lands uns zugefügt wurde oder gegen uns geplant wurde, zu
beſprechen. Das iſt ſeit langem jeden echten Amerikaner in
zu großem Maße offenſichtlich und verabſcheuungswürdig ge
worden, um ſeine Wiederholung notwendig zu machen, aber
ich möchte ſie auffordern, wiederum und mit ſehr genauer
Prüfung unſere Ziele und die Mittel, durch welche wir ſie
erreichen wollen, zu überprüfen; denn der Zweck der Be
ſprechung hier an dieſem Ort iſt Handekn, und unſer
Handeln muß ſich in gerader Richtung auf die endgültigen
Ziele hin bewegen.

Der Lügenfeldzug der Sntente.
Berlin, 3. Dezember. Die welſch ſchweizeriſche Preſſe

verbreitet eine HavasMeldung, wonach die Deutſchen 12- bis
13 jährige Knaben zur Arbeit in den franzöſiſchen
Schützengräben trotz heftiger Beſchießung zwingen. Die
Unglücklichen hätten nur Sonntags einige Stunden Ruhe.
Mehrere ſeien während der letzten Kämpfe getötet oder

2 erwundet x h re r düge tragende ung iſt in allen Pu rDie ſchweren Beſchuldigungen der amtthichen r
Agentur, die ſich die welſch ſchweizeriſche Preſſe ungeprüft zu
eigen macht, müſſen mit aller Schärfe zurückgewieſen werden.
An der ganzen Sache iſt kein wahres Wort.

Konſtantinopel, 3. Dezember. Die TelegraphenAgentur
Milli meldet: Jn der Nummer vom 29. Oktober teilt Temps
auf Grund einer angeblichen Aeußerung des Generalgouver
neurs im Libanon zu einem Amerikaner mit, daß im
Libanongebiet Hungersnot und Epidemien wüten
und daß infolge der Entſendung von Aerzten an
keine Vorbeugungsmaßregeln offen werden können.

der Generalgouverneur des L ewen Beziehungen mit den Vereinigten Staaten keinem Amerikaner
Erklärungen abgab, iſt die erwähnte Aeußerung von An

m fangbis zu Ende erfunden. Jn Wirklichkeit herrſcht
26 Uhr im Libanon keine Epidemie. Ubrigens ſind dort weit-
Ulpalaſt ehende ſanitäre Jpigegemn r Je arker e e
r erzte eingeborene Aerzte den SIſtrabe e eherette zu normal wie in jedem andernDie Lebensmittelverſorgung iſt
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Wahlrecht

Konſtantinopel, 3. Dezember. Die TelegraphenAgentur
Milli meldet: Times vom 8. November enthalten eine aus
Odeſſa ſtammende Mitteilung, daß die Türken die Araber
nach dem Muſter der Armenier maſſakriert hätten.
Es iſt überflüſſig, ſolche Behauptungen zu dementieren, denn
jedermann kennt den Zweck der engliſchen Umtriebe, die dar
r P Phen, die türkiſche Regierung zu ver
eumden.

Ein aufgefangener franzöſiſcher
Funkſpruch.

Berlin, 6. Dezember. Die Norddeutſche Allgemeine Zei
tung ſchreibt: Ein Funkſpruch aus Ly on vom 30. November
beſchäftigt ſich mit der Haltung Deutſchlands zur Veröffent-
lichung der Petersburger Geheimdokumente und behauptet,
unſere Preſſe ſuche mit dieſen Urkunden großes Aufſehen zu
erregen; das ſei indeſſen vergeblich, denn die Dokumente
ſtellten Frankreich nicht bloß. So erklärte es ſich, daß die
deutſchen Zeitungen ihre Enttäuſchung nicht verbergen kön
nen. Dem Journal de Geneve wird im Anſchluß daran fol
gende Aeußerung zugeſchrieben Es ſteht noch nicht feſt, ob die
Deutſchen mit den bis jetzt veröffentlichten Stücken ſich zu-
frieden geben. Betreffs der Feſtlegung der Grenze des be
ſiegten Deutſo öſiſche Fu
u dem P zur
land gab es Fran tgrenze des Deutſchen Reiches feſtzulegen unter der Bedingung,
daß es auch ihm ermöglicht würde, ſeine eigene Grenze gegen
Deutſchland nach ſeinen Bedürfniſſen zu regeln. JmPrinzip war dieſe Löſung auch die natürlichſte, dieweil
Alliierten für das europäiſche Gleichgewicht kämpften. Ueber-
dies verſprachen ſich Rußland und Frankreich nicht gegenſeitig
deutſches Gebiet; ſie verpflichteten ſich nur, einander kein
Hindernis in den Weg zu legen, was ein großer Unterſchied iſt.

Aus dem franzöſiſchen Funkfſpruch ſpricht wenioer die
Annahme, man ſei in Deutſchland enttäuſcht, als eine gewiſſe
Herzenserleichterung darüber, daß die in Rußland veröffent
lichten Dokumente noch gar nicht das Sie deſſen enr
halten, was in den Geheimſchränken der Entente zu finden iſt.
Daher wohl auch der bange Seufzer des neutralen Journal
de Geneve, als ſtehe nicht feſt, ob etwa noch mehr Veröffent-
lichungen folgen würden.

Günſtige Ausſichten
Budapeſt, 5. Dezember. Dem Peſti Raplo wird verſichert,

daß man dem Sang der begonnenen Waffenſtillſtandsverhand
inngen mit Optimismus entgegenblicken könne, ſelbſt dann, wenn
vie Entente den glatten Verlauf der Dinge mit allen Mitteln
zu ſtören verſuche. Dem Frieden könne auch kein Hindernis in
in den Weg gelegt werden, wenn England einen lezzten Tenmpf
ausſpielen und verſuchen ſollte, ſich mit den Bolſchewiki auszu
ſöhnen und ſie bezw. Rußland in die eigene Mathtſphäre zu
lenken. Jndes ſprechen noch vorläuſig keine Anzeigen dafür.
Lenins Revolution werde nicht demſelben Schickſal anheimfallen,

wie jene Kerenſkis.

Wiederkehr einer feſteren Ordnung in Sinnland.
Wie in Rußland ſcheinen ſich die Verhältniſſe in

Finnland allmählich zu klären. ialdemokratie ver
zichtet einſtweilen darauf, einen alſtreik zu pro-
flamieren und gibt ſich mit der Sicherung der bisher errei
ten Reſultate zufrieden. Die Einigkeit iſt auf folgender

ol eu Altekhängigkeit Finnlands wird von der ſoziali-
ſtiſchen und den bürgerlichen Parteien gemeinſam vertreten.

2. Der neue Landtag führt die vom vorigen Landtag be
ſchloſſenen Geſetze über den Achtſtundentag und die Reform
des indewahlrechts durch.

Ein außerordentlicher Parteitag der finniſchen Sozial
demokratie, der wegen
ſchleu der r Verhältniſſe
Reſolution beſchloſſen, in der die Erfolge des Generalſtreiks

die iſationen verpflichtet werden, den
für Brot und okratie energiſch fortzuſetzen. Die

i verurteilt Mord, Raub und andere Untaten, behält aber
dem Volke das Recht vor, mit den Waffen in der Hand für
ſeine Freiheit zu kämpfen. Die roten Garden ſollen zu zu
verläſſigen, in einſtimmung mit der Taktik der Arbeiter

wirkenden Ordner-Organiſationen ausgebaut werden.
Die Landtagsfraktion und der Parteivorſtand ſollen ſich über
die nötigen Maßnahmen einigen. Die neuen Gemeindegeſetze

tens eingeführt, untaugliche Beamte abgeſetzt unde raſcheſte
ganze atiſiert werden.

nigſt nach Helſingfors einberufen worden war, hat eine nicht zuletz

aſchiertl

Nun ſteht das gleiche Wahlrecht auf der Tagesordnung
des Dreiklaſſenhauſes. 70 Jahre des Unrechts und der
Willkür mußten verſtreichen, unzähtige Male mußte das
arbeitende Volk die Forderung erheben, gar viele ſind in den
Kämpfen um das gleiche Wahlrecht in die Gefängniſſe ge
wandert, ja die ganze Welt mußte erſt in Flammen, ſtehen
und das einſtmals zariſche Rußland zur ſozialiſtiſchen Republi?
werden, ehe das gleiche Wahlrecht den Jnhalt einer preußiſchen
Regierungsvorlage bilden konnte. Nun iſt es ſo weit aber
ſchon nach dem Verlauf des erſten Verhandlungstages mu
man ſagen, daß das Volk mit Wachſamkeit das weitere Schick
ſal der Wahlrechtsvorloge wird beobachten müſſen, denn nicht
gering ſind ihre Feinde an Macht und Zahl. t

An. Beginn der Beratung mahnte der Präſident Graſ
Schwerin dus vollzählig beſetzte Haus, beim Austrag der
Meinungsverſchiedenheiten eingedenk zu ſein, daß noch immer
eine Welt von Feinden hofft Deutſchland durch inneren Zwiſt
geſchwächt zu ſehen. Und dann erhob ſich der Miniſterpräſi
dent Graf Hertlinz, um zunächſt zu verſichern, daß er ſich
bemühen werde, das Vertrauen des Landtages zu gewinnen,
auf das er als der Mann aus der Fremde nicht von vorn
herein Anſpruch habe. Schweigend ſaß die Rechte und
ſchweigend hörte ſie dann die kurzen, aber klaren und ent

daß er in ſeinem hohen Alter ſich noch von ten
Anſchauungen zur Forderung des Volkes bekehrt hat. Die
eingehende Begründung blieb dem Miniſter des Jnnern Dr.
Drews überlaſſen, der mit ausgezeichneter Tatkraft, feſt
und beſtimmt, das gleiche Wahlrecht als die einzige mögliche
und auch als die einzige für die Regierung annehmbare Lö-
ſung der Wahlrechtsfrage forderte. Was der Miniſter noch
über das Herrenhaus ſagte es ſollen Arbeitervertreter aus
königlichem Vertrauen berufen werden und was der
Finanzminiſter Dr. Hergt über die vorgeſchlagene Aende-
rung der Etatsrechte beider Kammern vorbrachte, begeanete

weit geringerem Jntereſſe. eNun aber erſchien Herr v. Heydebrand am Redner
pult, und es zeigte ſich, daß die Konſervativen ſich dafür ent
ſchieden haben, das gleiche Wahlrecht nicht mit ihrer Silfe,
ſondern gegen ihren Widerſtand Geſetz werden zu laſſen.
Darum ſchimpfte der konſervative Führer nach Noten, war
königlicher als der König und kaiſerlicher als der Kaifer, preu
ßiſcher als das Sdaatsoberhaupt. Wenn die Konſervativen,
die ja immerhin an dem Geſetz mitarbeiten wollen, bei der
Haltung verbleiben ſollten, die ihr Führer an dieſem Mitt
woch einnahm, ſo werden ſie unter dem gleichen Wahlrecht,
das ſie doch nicht vereiteln können, den Lohn dafür ernten

wahrſcheinlich ſo, daß ſie in der Reihenfolge der Fraktionen
nach ihrer Stärke ein ganzes Ende werden herunterrücken
müſſen. Die Angriffe, die Heydebrand anläßlia des Kanzler
wechſels und der Verhandlungen Hertlings mit der Reichs
tagsmehrtheit erhoben hatte, wies der Miniſterpräſident mit

alte

Vol
in ei

kam, mit Spannung erwartet, der Redner des
Zentr an die Reihe, und was Dr. Porſch ſagte, nötigt
allerdings dazu, der Haltung der Zentrumspartei in den
kommenden Verhandlungen beſondere Aufmerkſamkeit zuzu
wenden. Nur ein Teil ſeiner Freunde iſt bis jetzt entſchloſſen,

ch dem gleichen Wahlrecht zuzuſtimmen, die übrigen wollen ihre
Entſcheidung nach den Ausſchußverhandlungen und ihren Eriſſen un Dr. Porſch hatte vorher einen Ueberblick
er die Haltung ſeiner Partei bei früheren Wahlrechts-

be gegeben; dabei betonte er, daß dieſe Partei die
Entſcheidung über die Frage des gleichen Wahlrechts immer
offen gelaſſen habe. Jn der weiteren Debatte wird ja S
darauf hingewieſen werden, daß das Zentrum oftmals fich für
die Uebertragung des Reichstagswahlrechts auf die Hreußi
ſchen Landtagswahlen ausgeſprochen hat. Wir wollen hoffen,

ä t im Jntereſſe T de reh Erleben des Weltkrieges auch die Beſorgniſſe ton wird, die Dr. Porſch aubsuprehen
ür nöti unden hat.Am Donnerstag ſpricht zuerſt der Nationalliberale

Dr. Lohmann, darauf der unabhängige Sozialdemokrat
Ströbel und danach der Freikonſervative Frhr. v. Zed
li tz.

n der Wahlrechtsdebatte ſollen drei Rednerſerien zuWort kommen. Jn er erſten Rednerreihe iſt kein Mitglied
der ſozialdemokratiſchen Fraktion enthalten, ſondern nur ein
unabhängiger Sozigldemokrat. Der Redner der ſozialdemo-
kratiſchen Fraktion kommt erſt in der zweiten



heran. Zur Erklärung dieſes Vorgangs iſt folgendes mit
bei der Aufſtellung der erſten Rednerliſte ſetzte der

räſtdent des Hauſes den Sprecher der Unabhängigen auf
die Liſte wogegen die ſozialdemokratiſche Fraktion Einſpruch
z Der Präſident hatte ſeinen Entſchluß damit begründet,
daß bisher in den Debatten des Hauſes faſt immer die ſozial
demokratiſche Fraktion vor den Unabhängigen auf der Redner
kiſte geſtanden hat. Auf den Einſpruch dieſer Fraktion hin

das Los zwiſchen den beiden ſozialdemokratiſchen
Fraktionen und es entſchied für die Unabhängigen.

Die unabhängigen Sozialdemokraten, die ſich ja als
eigene Fraklion konſtituiert haben, verlangten von der ſozial
demokratiſchen Fraktion auch die Ueberlaſſung von Sitzen in
den Kommiſſionen des Hauſes. Die ſozialdemokratiſche Frak
tion war zu einem Entgegenkommen bereit, jedoch ſcheiterten
die Verhandlungen an den Anſprüchen der anderen Fraktion
und es wurde darum auch durch das Los darüber entſchieden
wem der eine Sitz in der Verfaſſungskommiſſon zufallen ſoll
der die drei Vorlagen über das Wahlrecht, das Herrenhaus
und die Abänderung des Etatsrechts zugehen ſoll. Das Los
entſchied hier zugunſten der ſozialdemokratiſchen Fraktion.

Preußiſches Abgeordnetenhaus.
Berlin, 5. Dezember.

Wahlrechtsvorlage.
In der heutigen Sitzung des preußiſchen Abgeordnetenhauſes er

griff Miniſterpräſident Graf Hertling das Wort zu fol-
genden Ausführungen:

Am 1. November d. J. hat mich Se. Majeſtät der deutſche Kaiſer
und König von Preußen auf die Stelle des Reichskanzlers berufen und,
da eine Trennung der beiden Aemter als untunlich ſich herausſtellte,
mich im Anſchluß daran auch zum Präſidenten des preußiſchen Staats
miniſteriums ernannt. Dem Reichstage, dem ich mich am vorigen Don
nerstag als Reichskanzler vorzuſtellen hatte, war ich nicht unbekannt, da
ich ihm viele Jahre als Mitglied angehört hatte. Zu Jhnen dagegen,
meine Herren, komme ich heute als ein völlig Fremder.

Ich bin kein geborener Preuße, habe zwar 15 Jahre in Preußen
gelebt und auch im Jahre 1880 als außerordentlicher Profeſſor an der
Univerſität Bonn den Staatsbeamteneid geleiſtet, bin aber ſchon 1882
nach München übergeſiedelt, wo ich nahezu 30 Jahre als Profeſſor an
der Univerſität gewirkt habe und zuletzt, ſeit 1912, an der Spitze des
bayriſchen Miniſteriums ſtand. Die Schwierigkeiten, die ſich mir hieraus
in der neuen Stellung ergeben, habe ich von dem erſten Augenblicke an
ſehr hoch eingeſchätzt. Ich habe, da der hochverdiente bisherige Vize

dent des Staatsminiſteriums, der Herr Miniſter der öffentlichen Ar
ebeten hatte, ihn von der Funktion des Vizepräſidenten zu ent

Se. Majeſtät gebeten, einen neuen Vizepräſidenten zu ernennen,
in weiterem Umfange, als dies bisher der Fall war, den Präſidenten

zu vertreten haben würde, und Se. Majeſtät hat bekanntlich durch Er-
des Herrn Geheimen Rats Dr. Friedberg zum Vizepräſidenten

preußiſchen Staatsminiſteriums dieſer Bitte entſprochen. Meiner-
kann ich nur die Verſicherung geben, daß ich nach Kräften bemüht

werde, mir das Vertrauen zu erwerben, auf welches ich bisher einen
ch nicht erheben kann.

Sie wiſſen, meine Herren, vor welch ſchwierige und bedeutungs
volle Aufgabe mich bei der Uebernahme meines Amts ſofort ge
ſtellt ſah. Es iſt mir die Verpflichtung auferlegt, ein feierlich und
zu wiederholten Malen gegebenes Königswort einzulöſen. Jch werde
alle meine Kräfte daranſetzen, dieſer Ehrenpflicht zu genügen, und
ich tue es aufrichtigen An anderer Stelle habe ich kürzlich
daran erinnert, daß der Krieg nicht nur tiefe Spuren im Volks-
leben hinterlaſſe, ſondern erfahrungsgemäß auch neue Auſgaben
bringe und zu neuen Geſtaltungen hinführe. Jch befand mich dabei
in voller Uebereinſtimmung mit den Worten der Thronrede, durch
r 13. Januar 1916 der Landtag der Monarchie eröffnet

e. „Der Geiſt gegenfeitigen Verſtehens und Vertrauens wird
auch im Frieden fortwirken in der gemeinſamen Arbeit des ganzen
Volkes am Staate. Er wird unſere öffentlichen Einrichtungen
durchdringen und lebendigen Ausdruck finden in unſerer Verwal-
zung, unſerer Geſetzgebung und in der Geſtaltung der Grund
S für die Vertretung des Volkes in den geſetzgebenden Körper

en.
Die Jhnen vorgelegten Entwürfe bezeichnen den Weg, auf

welchem dieſe Worte zur Tat werden ſollen. Es bedeutet dies, wie
ich vollkommen anerkenne, einen Wendepunkt in der inneren Ge-2 Preußens. Aber, meine Herren, eine ſtaatserhaltende

Politik, wie ich ſie durchaus vertrete, kann ſich nicht darauf
beſchränken, unter allen Umſtänden das Beſtehende
zu konſervieren. Sie muß im gegebenen Falle auch mutig
und entſchloſſen zu Neuerungen die Hand bieten, wenn die Entwicklung
des Volkslebens ſie verlangt. Daß ein ſolches Vorgehen bei den An
hängern des Beſtehenden ſchwere Bedenken und ſchmerzliche Gefühle

ft, iſt natürlich, und ich bitte Sie, meine Herren, zu glauben, daß
dieſe Gefühle durchaus zu würdigen weiß.

Ja, noch mehr, ich verſtehe es, wenn in dieſen Kreiſen das Feſthalten
dem von den Vätern Ueberkommenen nicht eine bloße Gefühlsſache
ſondern ſich Jhnen geradezu als Gewiſſensfrage darſtellt. Aber,

meine Herren, dieſer Gewiſſenskampf muß durchgekämpft werden. Es
läßt ſich ein Wahlſyſtem nicht länger halten, über welches ſchon vor
50 Jahren kein geringerer als Fürſt Bismarck ſein bekanntes Verdikt
ausgeſprochen hat. Es läßt ſich nicht mehr halten angeſichts der tief-h Aenderung, welche die Zuſammenſetzung des Voltotörpers er

ren hat.
Die hiſtoriſche Stellung des Herrenhauſes ſoll nicht verringert, ſon

dern im Volke feſt verankert werden. Preußen iſt nicht mehr der
Agrarſtaat von einſt, zu dem Grundbeſitz ſind Induſtrie und Handel als
beſtimmende Faktoren getreten. Es erſcheint notwendig, das Herrenhaus
berufsſtändiſch zuſammenzuſetzen und die Selbſtverwaltung ger tunlich-
ſter Schonung des Beſtehenden heranzuziehen. Die weitere Begründung
überlaſſe ich meinen Kollegen. Bringen Sie dem Vaterlande zigſes Opfer,wenn es ein Opfer iſt, ſtimmen Sie der Vorlage zu im We der

friedlichen Entwicklung des Staates, möglicherweiſe ſogar zur
erhütung ſchwerer Erſchütterungen. (Lebh. Beifall. links u. tr.)

ich

an
iſt,

Miniſter des Jnnern Dr. Drews:
Die Abänderungsbedürftigkeit des Landtagswahlrechts iſt ſeit langem

anerkannt. Was vor bald 70 Jahren ein geeigneter Weg war, eine
dem Willen des Landes zum Ausdruck bringende Volksvertretung zu
ſchaffen, das iſt es heute nicht mehr. Jnfolge der eingetretenen Ver
h beſteht heute ein allgemein als Ungerechtigkeit empfundenes

ehrbeſtimmungsrecht der beiden erſten Klaſſen. Das Scheitern der
Wahlreform von 1909 iſt bedauerlich, denn andernfalls würden in der
Zwiſchenzeit manche Schärfen und Reibungen vermieden oder wenigſtens
gemildert worden ſein. (Sehr richtig! links.) Aber wir würden heute doch
vor der Notwendigkeit einer weiteren Wahlrechtsänderung ſtehen. Die
Regierung hat immer erklärt, daß ſie im geeigneten Zeitpunkt dazu die
Initiative ergreifen werde. Dieſer Zeitpunkt iſt gekommen.
Alle Männer unſeres Volkes kämpfen den gleichen Kampf, ſchlagen in
gleicher Weiſe ihr Leben in die Schanze, jeder trägt gleichmäßig draußen
und daheim die Einſchränkungen und Entbehrungen. Da kann die
Wahlrechtsfrage nur durch das gleiche Recht gelöſt
werden. Rein, kögiſch läßt ſich ein Wahlrecht nicht begründen (Lachen
und Unruhe rechts), aber ein Staatsbau muß ethiſche Gedanken ver
wirklichen, wenn er ſich auf die Liebe, Treue und Begeiſterung des
Volkes ſoll ſtützen können. (Lebh. Beifall links.) Deshalb entfällt für die
Staatsregierung eine Löſung auf der Grundlage eines Pluralwahlrechts,
für das auch ein befriedigender Schlüſſek fehlt. Bei einem Pluralwahl-
rech läßt ſich ein weniger demokratiſches Ergebnis als beim gleichen

echt nur dann erzielen, wenn man eine große Anzahl offener oder
verſieckter Mehrſtimmen für Einkommenſteuer und Beſitz gibt. Ein nach

ren h abgeſtimmtes Recht würde aber einen vern Aufguß des Dreiklaſſenwahlrechts bilden;

ein Pluralwahlrecht iſt für die Slaatsregiering nöcht annehmbar.
(Lebh. Beifall links.) Die Forderung: gleiche Rechte bei gleichen Pflichten

h d bdrbae de e e

kann nur durch das gl Wahlrecht verwirklicht werden und dieſesWage Wahlr a Auffaſſung der nur ein gleiches
hlrecht im Sinne unſeres Reichstagswahlrechtes ſein (Sehru v r S e St r 37 hach Berufsſtänden wäre erig, ſondern würde den wirtſchaftlichen r irke

zur Grundlage unſeres ganzen politiſchen Lebens machen.
Die Abgeordneten mäſſen Vertreter des ganzen Volkes, nicht einzelner

Berufsſtände
Die Wahlreform iſt keine Belohnung, ſondern Vertrauen zu einemheldenhaften Volk. Wir verfolgen mit e Vorlage auch keineswegs die

Abſicht, durch eine Demokratiſierung unſeres Staates die Stimmung
unſerer Feinde e beeinfluſſen. Wie wir regiert werden, gibt für die
Stellung des Auslandes uns ar nrer nicht den Ausſchlag. Was
Deutſchland und Preußen in der ſind, das ſind ſie aus eigener Kraft
geworden; aus eigenem Willen und eigenem B en heraus wollen
wir das gleiche Wahlrecht in Preußen einführen! (Beifall links u. i.
Ztr.) Es wird allerdings eine ſtarke Radikaliſierung des Abgeordneten
hauſes eintreten, aber abgeſehen davon, daß auch in Zukunft das Herren
haus beſteht, habe ich vor dieſer Radikaliſſierung keine Furcht. (Lachen
rechts.) Nach dieſem Weltkrieg werden auch wie vorher negativradikalen
Volkskreiſe poſitiv am Staat mitarbeiten Die unvergeßliche Begeiſte
rung der Auguſttage 1914 kann unmöglich ohne dauernde Folgen für
unſer Volk bleiben. (Sehr richtig! links u. i. Zir.) Alle Teile des Volkes
ſind zu gleich berechtigter Mitarbeit berufen und keine Partei, die für das
Vaterland eingetreten iſt, darf in der Freude an der Mitarbeit ge
ſchmälert werden, vielmehr muß ſie noch geſtärkt werden. Dadurch wird
auch das Verantwortlichkeitsgefühl gehoben und die politiſche Arbeit in
praktiſch brauchbare Bahnen gelenkt. Jch glaube unverbrüchlich daran,
daß der gute Geiſt des preußiſchen Volkes ſich durchſetzen wird, Bei
allen großen Reformen in unſerem Staate wurde die Befürchtung ge
äußert, daß die Grundlagen des Staates zerſtört würden, aber ſie alle
haben ſich als ſegensreich erwieſen. Wenn wir nicht allen Skaalsbürgern
grundſätzlich das gleiche Wahlrecht geben, ſo wird des alle Mißirauen,
die alte Ze7Werveg der alle Haß w bleiben. Die Regie
rung muß und wird ſich mit allen verfaſſungsmäßigen Mitteln dafür
einſetzen,

daß das gleiche Wahlrecht Geſetz wird.
(Stürm. Beifall links.) Von einer Aenderung der Wahlkreiseinteilung
haben wir abgeſehen, weil ſich die gegenwärtigen Wahlkreiſe zu feſten,
in ſich geſchloſſenen Bezirken herausgebildet haben und ihre Beibehaltung
daher zweckmäßig erſcheint.

Der Miniſter begründet ſodann eingehend die Herrenhaus-
vorlage, nach welcher die führenden Perſönlichkeiten unſerer großen
Berufsſtände, der Hochſchulen, der Kirchen uſw. vertreten ſein ſollen.
Unter den vom König zu ernennenden Mitgliedern kommen auch Ver
treter der Künſte, der Preſſe, der Arbeiterſchaft und der jüdiſchen Reli-
gionsgemeinſchaft in Betracht Die von der Regierung erwartete Eini
gung des Landtages über die Vorlagen kann natürlich auch Abänderungen
in Einzelheiten zur Folge haben, unbedingt hält aber die Regierung an
der Durchfährung des Grundſatzes des gleichen Wahlrechtes feſt. Das iſt
der Kernyunkl. (Lebh. Beifall links u. i. Ztr. Lachen rechts.) Be
kräftigen Sie das Zeugnis des Vertrauens zu dieſem großen Reform-
werk! (Lebh. Beifall links u. i. Ztr. Lachen rechts.)

Finanzminiſter Dr. Hergt
begründet die Vorlage über die Aenderung der Etatsrechte beider Kam
mern. Die Beſtimmungen, wonach der Etat zuerſt dem Abgeordneten-
hauſe vorzulegen iſt und das Herrenhaus ihn nur im ganzen annehmen
ober ablehnen kann, ſind im Herrenhauſe als drückend empfunden wor-
den und könnten ſein Intereſſe und ſeine Arbeitsfreudigkeit beeinträch-
tigen. Da ſich nun der Etat in den Jahrzehnten ſehr entwickelt hat und
das Herrenhaus eine ſo veränderte Zuſammenſetzung erhalten ſoll, kann
man ihm jetzt eine vermehrte Einwirkung geben, ohne daß an dem
Entſcheidungsrecht des Abgeordnetenhauſes etwas geändert werden dürfte.
Es werden deshalb die Zwiſchenverhandlungen vorgeſchlagen, wodurch
das Herrenhaus ein Mitbeſtimmungsrecht beim ordentlichen Etat er-
hält.

Abg. Dr. v. Heydebrand (Konſ.):
Zunächſt nur einige allgemeine Bemerkungen, obwohl die Rede des

Miniſters des Innern mich zu einer ſolchen Zurückhaltung nicht veran-
laſſen könnte. (Sehr richtig! rechts.) Sie war angefüllt von allge-
meinen Redensarten, mit denen man alles oder nichts beweiſen
kann. (Große Unruhe und lebh. Zurufe links ſtürmiſche Zuſtimmung
rechts.) Jch wiederholte, daß es nur Redensarten waren, und ich mache
mich anheiſchig, mit ſolchen Redensarten auch die Einführung der
Republik zu begründen. (Sehr richtig! rechts Große Unruhe links.)
Der Miniſter hat alle Möglichkeiten, daß die Vorlage in einer anderen
Geſtalt verabſchiedet werden könnte, kurzerhand abgewieſen. Das iſt nach
meinen parlamentariſchen Erfahrungen nicht der gegebene Weg, um auf
eine Verſtändigung hinzuarbeiten. (Sehr richtig! rechts.) Aber der
Miniſter des Innern hat ja an ſeiner Seite einen gewandten Parlamen-
tarier, und ich hoffe, daß das Zuſammenarbeiten noch gute Früchte
zeitigen wird. Heiterkeit rechts.) Der Miniſter hat uns aufgefordert, in
dieſer ernſten Zeit nicht unnötig die Parteiſtreitigkeiten wiederaufleben zu
laſſen. Das ſagt der Vertreter einer Regierung, die mit dieſer Vorlage
ohne weiteres die Meinungsverſchiedenheiten der Parteien offen zum
Ausdruck bringen muß. (Sehr richtig! rechts.) Wichtiger war der Hin-
weis in der Rede des Miniſterpräſidenten, daß wir es bei der Wahl-
rechtsvorlage mit einer Willensmeinung des Trägers
der Krone zustun haben. Selbſtverſtändlich kann eine ſolche
Willensmeinung' gerade bei meiner Partei auf ganz beſonderen Wider-
hall rechnen. Sie beſtärkt uns in dem Entſchluß, die Einzelheiten der
Vorlage mit einer ganz beſonderen Sorgfalt nach allen
Richtungen zu prüfen. (Sehr richtig! rechts. Lachen links.) Es wäre un-
verantwortlich, wenn wir Dinge, die uns mit dieſem Nachdruck ans
Herz gelegt werden, oberflächlich behandeln würden. (Sehr richtig!
rechts. Zurufe links.) Die Abgeordneten haben nur nach ihrer Ueber-
zeugung zu ſtimmen, und ſie haben nicht nur dieſes Recht, ſondern dies
iſt ihre Pflicht. (Sehr richtig! rechts.) Sie ſind an keine Aufträge oder
Jnſtruktionen irgendwelcher Art gebunden. Wir dürfen auch nicht über
ſehen, daß dieſe Willensmeinung der Krone ſich uns in verſchiedener
Form dargeſtellt hat. Erſt kam dieſe Vorlage von 1906, dann die Vor-
lage von 1910, dann die Oſterbotſchaft, und ſchließlich der Erlaß vom
Juli. Wir dürfen ferner nicht überſehen, daß die r der
Krone ſich zu verſchiedenen Zeiten verſchieden gezeigt hat. (Zuruf links:
Man hat zugelernt! Heiterkeit.) Und ſchließlich haben wir doch nicht im
letzten halben Jahr geſchlafen, ſondern wiſſen, wie dieſe Vorlage ent-
ſtanden, wiſſen, daß man die Notlage des Landes ausgenutzt hat. (Große
Unruhe links.) Wir haben den Verdacht, daß auf die Krone eine unzu
läſſige Einwirkung ſtatigefunden hal. (Sehr richtig! rechts. Große Un-
ruhe links. Zuruf links: Sie wiſſen ja, wie es gemacht wird!)

Bei aller Anerkennung der großen Vorzüge des beſtehenden Land
tagswahlrechts haben wir niemals ſeine Schattenſeiten verkannt. (Wider
ſpruch links Zurufe links: Das ideale Wahlrecht!) Sie waren
doch dabei und müßten es wiſſen. (Zuruf links: Wir wiſſen auch, daß
Sie den Ausſpruchkorrigiert haben! Heiterkeit links.) Meine
Wendung vom idealen Wahlrecht ſollte weiter nichts ſein, als ein per
ſönliches Kompliment an die Mitglieder dieſes Hauſes. (Große Heiter
keit links. Zurufe: Schöne Ausrede.) Aber ich habe gelernt, daß man
mit perſönlichen Liebenswürdigkeiten vorſichtiger ſein muß. (Sehr gut!
links.) Wir ſind bereit, an einer Reform des Wahlrechts mitzuarbeiten
und haben bisher unſere Mitarbeit niemals verſagt. (Widerſpruch links.)

Miniſterpräſident Graf n
Die Auffaſſung die der Vorredner über die Vorgänge, die meiner

Berufung vorangegangen ſind, vorgetragen hat, entſpricht e meiner
Auffaſſung. Daß ich mich bei der gegebenen Sachlage mit verſchiedenen
Mitgliedern verſchiedener Parteien ins Benehmen ſetzen mußte, war
ſelbſtverſtändlich, und der Vorredner wird wiſſen, daß ich mich zu aller
erſt an ein Mitglied ſeiner Partei gewandt habe. Aber ich habe michdurch dieſe Verhandlungen keinem rogranin unterworfen, das meinen

eigenen, hierher mitgebrachten politiſchen Anſchauungen nicht entſprochen
hätte. (Hört, hört!) Jch habe keine Konzeſſionen gemacht, die meinerpolitiſchen Geſinnung widerſprachen. Die Vorſhiage, die ich Sr. Majeſtät

machte, waren mir nicht abgenötigt, ſie waren lediglich ſo, wie e o
eauf Grund der bekeren ſehenotwendi ie u ange eweſen nſehenper Krone r weiſe ich zurück. Ich bin imvier

m S dieau ne Ausführuim jetzigen e h weiteren
7. gut links. werde keinem

n men der nicht eine Gr destſchen Reichs und der Staaten mit bringt. F
bg. Dr. (Vpt.): Der Miniſte und niſter

des Innern haben die Notwendigkeit der i Neugeſtaltung mit
einer Beſtimmtheit und Feſtigkeit betont, de nicht mi nden wer
den kann, auch nicht von den nachge o n Beamten, denendr ewerern 7 z e er Leuhbeiſe

ran ſeten, um allen verfa ote ſtehendenteln das vom König verſprochet u n ande zu en. Der
Energie des Wortes folgt tlich die En der Tat. ehr gut!
links.) Wir erwarten von Regierung eine vor keiner Konſequenz
a Ta Die Regierung ſtellt offenbar auch die Mög-

chkeit rer Erſchütterungen in ihre Rechnung. So klang die Rede
des Grafen Hertling aus. Ich füge hinzu: ſchwere Erſchütterungen auchfür den Fall, daß die Beratungen ſich über Gebühr hinausziehen oder
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verſucht werden ſollte, abdas Reformwerk zu ümmeiln. VoDie Ankündigung des gl Wahlrechtes öffnete ein Ventil zur uns
der Spannungen, wie in einem langen Kriege entſtehen müſſen. Wehe Ve
der Hand, die dieſes Ventil wieder zu ſchließen verſuchte! Die Regie W
rung wird ihre Machtmittel gebrauchen müſſen, wenn das Parlament all

Nachdem die Konſervativen mit allen taktiſchen Mitteln die De
Wahlreform von 1910 vereitelt haben, werden wir ihrer Mitarbeit
e Aufmerkſamkeit zuwenden müſſen. (Sehr richtig! links.) Schon als no
riedrich Wilhelm der Dritte die Grundlagen für eine Volksver- tat

tretung ſchaffen wollte, die Bauern befreite und die Rittergüter der dru
Grundſteuer unterwarf, geiferten die preußiſchen Stände den Wo
a ſeine Regierung, und als Wilhelm der Erſte in Königsberg hol
den Verfaſſungseid leiſtete, da ertötnte der Ruf: Finis Boruſſige! (Das
Ende Preußens!) Gegen die iEnſkhrung des Reichstagswahlrechts im
Norddeutſchen Bunde ſind Sie mit ebenſolchen Prophezeiungen ange mö
ſtürmt, wie heute, aber wie glänzend hat der Krieg dieſes Wahlrecht ge mit
rechtfertigt! Jetzt und nicht erſt nach Friedensſchluß mußte dieſe Re- Jm
orm vorgeſchlagen werden, denn der Geiſt der Soldaten und ihre V
eeliſche entſcheiden neben Gewehren und Kanonen den Krieg. a

ach dem Kriege aber, bei der Ueberfülle von geſetzgeberiſchem Stoff, Stoe
würden Verſchleppungsverſuche viel wirkſamer ſein als heute. (Zuſt.
links und Ruf: Das iſt ja die Abſicht!) u der dieſes Wahlrecht ſo ſtim
ſcharf verurteilte, hat zu ſeiner Beſeitigung nichts getan, weil er es nicht n
aufnehmen wollte mit der mächtigen konſervativen Partei, die jetzt die vo
Frage vom Standpunkt des Parteiintereſſes beurteilt. Mäſſen und The
wollen Sie nicht das Vaterland äber Parteiintereſſen ſtellen? lich
(Stürm. Zuſt. links.) Bisher forderte die ſoziale Umſchichtung die Re lich
form, jetzt fordert ſie der Krieg.“ Die an unſeres Volkes ſeit drei Ver
Jahren ſind ohnegleichen in der Geſchichte. Der Lohn für all dies wird
der Sieg und ein guter Friede ſein. (Beifall.) Das Wahlrecht iſt und
ſoll ſein ein Ausdruck der Zugehörigkeit zum Staat. Die Feld-
grauen waren gleich vor der Granate,

und ſie wollen gleich ſein vor dem Geſeß. durck
(Beifall links.) Wir danken es Herrn v. Bethmann, daß er die Krone ſo ſtrat
beriet, und wir danken es der Krone, daß ſie den Weg des Fortſchrittsaus eigenem Entſchluß betrat. Beifall links.) Die Hiſtoriker der Zukunft kung
werden Herrn v. Bethmann Gerechtigkeit widerfahren laſſen. (Lachen aufh
rechts.) Hoffentlich hat Abg. Fuhrmann, der ſeinerzeit von einem elen- Entn
den, ungerechten, verloderten Geldſackwahlrecht in Preußen ſprach, das geſta
zu beſeitigen er allezeit bereit ſei, die Zeit benutzt, um die hlrechts bekar
gegner in der nationaliberalen Partei zu bekehren. Heiterkeit links.)

Die Rechte ſpricht von der Maſſenherrſchaft, man vuft nach dem
Zivil-Hindenburg und prophezeit die Revolution mit Laternen-
pfählen. Sonderbare Rohyaliſten, die die Krone vor der Krone Fälle
retten wollen. (Sehr gut! links.) Wer dieſes Reformwerk zu Falle d
bringt, erſchüttert die Autorität der Krone und ſchädigt das An- word
ſehen der Monarchie. Bedroht ſind nur die Jntereſſen der Konſer- des 9
vativen und des Grundadels. Den Staat tragen aber die Millionen. 6
Klaſſe oder Volk das iſt jetzt die Frage. Wir haben es ſatt, gegeb
uns von Junkern regieren zu laſſen. (Bravo! links.) F.Abg. De Porſch (gentr rm rWir müſſen im Jnnern einig ung geſchloſſen daſtehen. Die Vor Ziffer
würfe des Abg. v. Heydebrand über eine Hintanſetzung der Kron-
rechte durch den r ſind ſachlich unbegründet. Ein
Teil meiner Freunde hat ſich für das gleiche Wahlrecht ausge-
ſprochen. Der andere Teil macht ſeine Zuſtimmung abhängig
von den Ausſchußverhandlungen. Wir machen kein Geſetz für die
Gegenwart, ſondern für unabſehbare Einmal bewilligte
Freiheiten kann man kaum wieder zurücknehmen. Deshalb müſſen
bei demokratiſcher Herrſchaft ausreichende Schutzmaßnahmen für
kulturelle Jntereſſen vorhanden ſein. Das wird Sache der Aus
ſchußverhandlungen ſein. Wir beantragen die Ueberweiſung der
drei Vorlagen an einen einzigen Augsſchuß.

Nachdem Präſident Graf Schwerin Mitteilung von den
Waffenſtillſtandsver handlungen mit den Ru-
mänen gemacht hat, vertagte das Haus die Weiterberatung auf
Donnerstag 11 Uhr.

Schluß 4 Uhr.

Der Krieg im Weſten.
In Flandern lebte vom Mittag an faſt an allen Frontfſtellen die

feindliche Artillerietätigkeit auf. Vielfach lag planmäßiger Beſchluß
ſchwerer Kaliber auf unſeren Stellungen. Erſt gegen Abend ließ das
Feuer nach, blieb aber zwiſchen Houthoulſter Wald und Becelgere bis
zum Morgen des 5. Dezember in planmäßiger Stärke beſtehen. Am
Houthoulſter Walde wurden in der Nacht drei feindliche Pa
trouillen abgewieſen, während eigene Patrouillen Gefangene einbrin-
en konnten. Die Bahnhöfe von Aire, Poperinghe und95 ern ſowie Truppenlager bei Ypern und die Feſtung Dünkirchen

wurden mit beobachteter guter Wirkung mit Bomben belegt.
Auf dem Schlachtfeld weſtlich Cambrai ſetzte 4 Uhr nachmittags

ſehr heftiges feindliches Feuer in Gegend Mouvres ein, dem mehrere
feindliche Vorſtöße folgten. Sämtliche Angriffe ſcheiterten unter ſchweren

Feindverluſten. Bei Marcoing erzielten wir weiteren Geländegewinn.
Der ganze Scheldebogen öſtlich des Dorfes iſt in unſerer Hand. Nörd-
lich La Vacquerie verliefen Handgranatenkämpfe für uns erfolgreich.Südlich St. Quentin erhöhte ſich im Caufe des 4. Dezember die

feindliche Artillerie- und Minentätigkeit bedeutend. Von 3 bis 5 Uhr
lag allerſtärkſtes Minenfeuer auf dem Abſchnitt Jtancourt--Allain-
court Unſere Artillerie antwortete mit Vernichtungsfeuer auf die feind-
lichen Batterien und Minenwerferſtellungen. Oeſtlich der Maas hielt
lebhaftes Artilleriefeuer bis in die Nacht hinein an und C mit teil
weiſen heftigen Feuerüberfällen in Sonderheit auf unſeren Stellungen
zwiſchen Beaumont und Ornes.

Der Krieg in Jtalien.
Wien, 3. Dezember. Aus dem Kriegspreſſequartier wird gemeldet:

Die Tage haben faſt nur hartnäckige Gegenangriffe der iener
gegen die von den öſterreichiſchungariſchen und deutſchen Truppen
nommenen ne im Raume zwiſchen Piave und dem Ge-
biete der Sieben Gemeinden ſowie örtliche Kampfhandlungen an der
Piave im Venetiſchen gebracht. Der innerhalb von achtzehn Tagen von
den Verbündeten überraſchend ſchnell errungene ganz bedeutende Raum-
gewinn läßt di cheinbare Stillſtehen der Operationen ganz begreif
lich erſcheinen. Beträgt die Luftlinie, in der der Hauptſtoß erfolgte,
Tolmein--Flitſch bis zur Piave etwa 113 Kilometer. Man erwartet die
Größe dieſes Raumes vielleicht vollkommen, wenn man ſich vor Augen
hält, daß ein italieniſcher Vorſtoß von gleicher Tragweite aus dem
Raume von Görz das Laibacher Becken und aus dem Raume von Tol
mein die Gegend von Frieſach in Kärnten erreicht hätte. Wenn man
hierbei die ungeheuren Schwierigkeiten des Gebirgsterrains, das mit
allen Mitteln ausgebaute Verteidigungsſyſtem der Italiener im Gebirge
owie an der Tagliamentolinie, weiter die ungeheuren Schwierigkeiten

erſten Nachſchubes auf zerſtörten Gebirgsſtraßen in Rückſicht zieht
oder den Raumgewinn von wenigen Kilometern ſeitens der engliſch

ö T im Verl W dauernder Kämpfe2 53 Worten Wehen iel rm men dent des richtige Maß
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Die Friedensfrage im kürkiſchen Parlament.
Konſtantinopel, 5. Dezember. Jm Laufe der Debatte im

Parlame n t ergriff der ſozialiſtiſche Abgeordnete von Kon
ſtantinopel, Selah Bey das Wort. Nachdem er ſich mit
der in demokratiſcher Richtung ſich bewegenden Entwicklung
in Deutſchland und mit dem Emporkommen einer ſozialiſtiſchen
Regierung in Rußland befaßt hatte, hob er die von dieſer Bewe
gung ausgehende allgemeine Anziehungskraft hervor und for
derte die Regierung auf, ſich darauf vorzubereiten. Auf dieFrie
densfrage übergehend, drückte er der Regierung für ihre für
den Frieden günſtigen Erklärungen ſeinen Dank aus. Jn-
deſſen, fügte er hinzu, hat die Regierung erklärt, daß wir den
Krieg für unſere Befreiung und Unabhängigkeit um jeden
Preis fortſetzen werden. Wir möchten die Regierung die
ſelbe Entſchloſſenheit und Ausdauer entfalten ſehen, um zu
einem Frieden um jeden Preis zu kommen. Vely Bey,
Abgeordneter von Aidin, wandte ſich gegen die Ausführungen
ſeines ſozialiſtiſchen Kollegen Selah Bey und erklärte: Wir
wollen ſicherlich Frieden, aber wir wollen ihn nur unter der
Bedingung, daß er die Beſtrebungen ſichert, die uns bewogen
haben, den Krieg zu führen, das heißt volle, unumſchränkte Un-
verſehrtheit des Reiches. Jch lenke die Aufmerkſamkeit der
Regierung auf dieſen Punkt. Wann werden wir die Feinde,
die unſeren geheiligten Boden ſchänden, vertreiben unter Mit
hilfe unſerer Bundesgenoſſen, von denen keiner mehr einen
Feind im Lande ſtehen hat? Der Miniſter des Aeußern
erwiderte Jch habe bereits die Erklärung abgegeben, daß die
vom Feinde erfolgte Beſetzung gewiſſer Teile unſeres Ge
bietes nur vorübergehend ſei. Jch guünde dieſes Vertrauen
auf die Macht und Feſtigkeit unſeres Bündniſſes, auf den
Verlauf der Ereigniſſe an der Oſtfront und auf die gegen
wärtige Entwicklung unſerer militäriſchen Lage. Jch richte
außerdem die Bitte an Sie, zu unſerem Bündnis, das durch ſo
viel mit unſeren mächtigen Verbündeten gemeinſam ver-
goſſenes Blut feſtgekittet iſt, volles Vertrauen zu haben.

Die ganze ruſſiſche Armee für den Frieden.
Der ruſſiſche Mitarbeiter des „Berner Bund“ meldet:

Sämtliche zwölf an der 1600 Kilometer langen Front ſte-
henden Armeen haben ſich mit der Formel „Frieden ohne
Annexionen und Entſchädigungen“ einverſtanden er-
klärt, ebenſo die Kaukaſusfront. Laut Rußkoje Slowo ſind
90 Prozent der Soldaten bei den Wahlen für die Sozia-
liſt en.

Die Entente in den Neſſeln.
Die Veröffentlichung des Geheimvertrags, den die En

tente mit Jtalien abgeſchloſſen hat, muß die Ententeregie-
rungen ganz beſonders unangenehm berühren; wird doch durch
dieſen Vertrag die geſamte katholiſche Welt gegen die Entente

aufgebracht. u.Artikel 15 des Vertrages beſagt: „Frankreich, England
und Rußland übernehmen die Verpflichtung, Italien darin zu

unterſtützen, den Heiligen Stuhl daran zu hindern, irgend
welche diplomatiſchen Schritte für die Erreichung eines Frie-
densſchluſſes oder die Regelung von mit dem gegenwärtigen
Krieg zuſammenhängenden Fragen zu unternehmen.“

Die Germanig, das Zentralorgan des deutſchen Ka
tholizismus, wendet ſich ſcharf gegen den Plan der Entente,
den Papſt in ſeinem Wirken lahmzulegen, und das Blatt iſt
beglückt, daß der Kriegsgott dieſen Plan der Entente durch
kreuzt hat. Weiter ſchreibt das Blatt: Der Oſſfervatore
Romano wird ja auch wohl wiſſen, weshalb er geſchrieben
hat, daß der Geheimvertrag manches erkläre. Jedenfalls er
klärt er zunächſt das Schreiben der Ententemächte auf die
päpſtliche Vermittlungsnote. Man kann mit Recht auf die
Enthüllung anderer Tatſachen, die eine Auswirkung des Ge
heimvekkrages ſind, geſpannt ſein. Natürlich wird die
Veröffentlichung des Artikels 15 des italieniſchen Geheim-
vertrags mit England, Frankreich und Rußland auf die khatho
liſchen Kreiſe in den betreffenden Ländern, und beſonders in
Jtalien, den tiefſten Eindruck machen. Es iſt für die
katholiſchen Jtaliener ein ſchwieriger Moment. s Land
iſt zum Teil von den gegneriſchen Truppen beſetzt, und die
Schuld der Regierung unwiderleglich erwieſen durch die Ge
heimdokumente, ihre grenzenloſe Papſtfeindlichkeit müſſen
das patriotiſche Empfinden und die Kriegsbegeiſterung un
bedingt lähmen. Dasſelbe gilt von den übrigen Entente
katholiken, wenn auch in geringerem Maße.“

Waſſſenerſchießungen italieniſcher Soldaten.
Berlin, 3. Dezember. Nach einer Meldung des Züricher

Tagesanzeigers aus Lugano haben in den letzten Tagen
Naſſenfüſilierungen italieniſcher Offiziere und Sol
daten ſtattgefunden. Nicht nur in Mailand, ſondern auch in
Monza, Bologna und anderen Städten wurden italieniſche

und Soldaten wegen Feigheit vor dem Feind er
ſchoſſen.

Englands Steuerlaſten im vierten Kriegsjahr.
Einer Abhandlung der Deutſchen Orientkorreſpondenz entnehmen

wir folgende Stellen: xEnglands Staatsmänner hatten zu Beginn des Kri bei der ver
muteten kurzen Dauer desſelben gehofft, die Hauptlaſten der Krieg-
führung durch Steuern aufbringen zu können, wie das in allen bisherigen
Kriegen geſchehen war. Aber auch England mußte zu Anleihen greifen,
weil deren Ergebniſſe aber keineswegs befriedigten, blieb nichts übrig,
als die Steuern in einer ganz beiſpielloſen Weiſe zu erhöhen. Schon
das Jahr 1914 brachte die Erhöhung der Bierſteuer um einen Mehr
ertrag im Jahr von 340 Millionen Mark, ſowie eine Erhöhung des
Teezolls, die 64 Millionen Mark mehr als bisher bringen ſollte.
Das Finanzjahr 1915/16 brachte Zollerhöhungen für Tee, Tabak,Kakao, Kaſſe Zichorie, getrocknete Früchte, Motorſpiritus, Autos, Uhren

uſw. im Betrage von 500 Millionen Mark, ſowie eine allgemeine
Portoerhöhung, die ein Mehr von 100 Millionenbringen hat. Neue Steuern auf Vergnügungen, Fahrkarten, Zund

hölzer und Tafelwaſſer ſollen jährlich 430 Millionen Mark mehr als
bisher bringen. Dazu kommt eine ſehr hohe Kriegsgewinn-ſteuer. le dieſe Steuer und Zollerhöhungen bedeuten eine Mehr-
Ahling des engliſchen Volkes um insgeſamt 2,3 Milliarden Mark im

r.

Dieſe große Laſt verſchwindet aber gegenüber der weit ſchwereren
Belaſtung, die dem Volk durch die wiederholten Erhöhungen der Ein
arme euer en e früher verfee Einkommen

un 2600 „96 Proz. belaſtgl n etwa 4000 ern it 1 der Stufe vondöht ſich die für von 1,75 auf 4,5 Proz., für

Der deutſche Tagesbericht
Großes Hauptquartier, b. Dezember. (Amtlich.)

Weſtlicher Kriegsſ
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht.

tatiocht der flandr ch en Front vielfach lebhafte Artillerie
e 0

Zwiſchen Jnchy und Vourlon war das Feuer am Nach-
mittage erheblich geſteigert. Feindliche Vorſtöße ſüdlich von
Moeuvres ſcheiterten. Wir machten einige Gefangene.

Engliſche Grabenſtücke bei und füdlich von Marcoing wur-
den vom Feinde geſäubert.
i von St. Quentin verſtärkter Artillerie- und Minen

Heeresgruppen Deutſcher Kronprinz und
Herzog Albrecht.

Jn zahlreichen Abſchnitten führte rege beiderſeitige Erkun
dungstätigkeit zu heftigen Nahkämpfen.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz
An der Front des Erzherzogs Joſeph und der Heeresgruppe

Mackenſen dehnen ſich die Waffenſtillſtandsverhandlungen auch auf
die rumäniſchen Truppen aus.

Mazedoniſche Front
Stärkere feindliche Abteilungen, die am Weſtufer des Och

rida-Sees und nordöſtlich vom Dojran See vorſtießen, wur
den abgewieſen.

Jtalieni ront.Truppen des gen Ff haben in den Sieben
Gemeinden den Jtalienern einige Höhenſtellungen entriſſen.

Der Erſte Generalquartiermeiſter: Ludendorff.

Bulgariſcher Heeresbericht.
Sofia, 4. Dezember. Bericht des Generalſtabes vom 3. De

zember: Mazedoniſche Front: Weſtlich vom Ochridaſee
nahmen unſere Erkundungsabteilungen einen Parteigänger von
Eſſad Paſcha gefangen. Zwiſchen dem Ochrida- und Preſpaſee wur
den franzöſiſche Abteilungen, die gegen unſere Stellungen vorzu
gehen verſuchten, durch Feuer vertrieben. Bei Cerveng Stena und
in der Moglenagegend lebhafte Artillerietätigkeit. An der Dobro
polje warfen wir eine feindliche Aufklärungsabteilung zurück.

Dobrudſchafront: Die Lage iſt unverändert.

Renteneinkommen von 2,33 bzw. 8,66 Proz. auf 5,4 bzw. 7,1 Proz.
So r ſich immer ſtärkere Steigerungen der Einkommenbeſteuerung,
die in den höchſten Klaſſen über 40 Prozent des Geſamteinkommens
erreicht! Was dieſe Erhöhungen für das engliſche Volk bedeuten, kann
man daraus ermeſſen, daß die Einkommenſteuer vor dem Kriege 47
Millionen Pfund brachte, während ſie jetzt einen Jahresertrag von 195
Millionen Pfund oder 4 Milliarden Mark hat. Eine ſolche Mehr
belaſtung kann naturgemäß nicht von den wenigen Höchſtbeſteuerten
herausgeholt werden, ſondern wird getragen von der großen
Maſſe der erwerbstätigen Bevölkerung, zu der infolge
der Herabſetzung der ſteuerfreien Einkommensgrenzen auch die kleinen
Leute treten.

Zur litauiſchen Frage.
Die Kölniſche Zeitung veröffentlicht eine Zuſchrift, die

ihr von parlamentariſcher Seite zuging und in der noch eini
ges aus der letzten Sitzung des Hauptausſchuſſes des Reichs
tages mitgeteilt wird. Dieſe Ausſchufzſitzungen ſind bekannt
lich nur zum Teil öffentlich. Jn der letzten Sitzung handelte
es ſich auch um Litauen und darum, ob bei Löſung dieſer
Frage die Zivilverwaltung nicht durch die Militärmacht bei
ſeite gedrängt wird. Zum beſſern Verſtändnis des neuen
politiſchen Streitfalles teilen wir nachſtehend das Schreiben
mit, das die Kölniſche Zeitung veröffentlichte:

Die Unabhängige die alle die ſchönen Ge-
legenheiten zu Hetzreden dahinſchwinden ſah, hat zuletzt verſucht,
durch öde Geſchichtenträgereien einen Gegenſatz zwiſchen der Oberſten
Heeresleitung und der politiſchen Leitung zu ſchaffen. Herr Dr.
Cohn Nordhauſen, der ſchon einmal den Hauptausſchuß zu einer
Ueberwachungsſtelle für die Heeresleitung machen wollte, hat von
dritter oder vierter Seite irgendetwas über Geſpräche gehört, die
von Beauftragten der Oberſten Heeresleitung in bezug auf die
Löſung der litauiſchen Frage geführt ſein ſollten, und die angeb-
lich dem Programm des Reichskanzlers widerſtrebten. Leider fiel,
wie oft bei dieſen Sachen, Herr Erzberger auf dieſe politiſche Senſa-
tion hinein und glaubte, ſie ſeinerſeits überſtürzen zu müſſen.
Einige Stunden lang ſchien es, als ob dieſe Frage den Burg-
frieden erſchüttern könnte, aber auch nur wenige Stunden land. Das
Zentrum verweigerte diesmal ſeinem Herrn Erzberger geſchloſſen
die Gefolgſchaft auf dem Wege der Erregung irgendwelcher Kon-
flikte. Herr v. Kühlmann wußte, wie ſtets, in ſehr geſchickter Weiſe
den Standpunkt der Leitung der auswärtigen Politik zu vertreten,
und als Erkundigungen eingezogen waren, da zerplatzte die Seifen-
blaſe dieſer neueſten Senſation ſo jämmerlich an dem Sonnenlicht
der Tatſachen, daß außer Herrn Cohn- Nordhauſen in der Sitzung
des Hauptausſchuſſes ſich auch nicht ein einziger Abgeordneter er
hob, um auch nur mit einem einzigen Wort auf dieſen Klatſch
zurückzukommen.

Die Germania antwortet hierauf: „Wir können hierzu
auf Grund von Erkundigungen feſtſtellen, daß die Behaup
tung, der Abg. Erzberger ſei auf die vom Abg. Cohn auf-
getiſchte politiſche Senſation hereingefallen, und daß das
Zentrum ihm die Gefolgſchaft verweigert habe, auf freier Er
findung beruht. Das ganze Vorkommnis iſt vom Staats-
ſekretär Kühlmann genau ſo dargeſtellt worden, wie es der
Abg. Erzberger vorher geſchildert hatte.“

Der Krieg zur See.
Berlin, 5. Dezember. (Amtlich.) Durch die Tätigkeit

unſerer UBoote wurden auf dem nördlichen Kriegsſchauplatz
wiederum 12 000 Bruttoregiſtertonnen verſenkt. Unter den
vernichteten Schiffen befanden ſich ein beladener bewaffneter
engliſcher Dampfer und ein Segler, der mit einem UBoot
zuſammen arbeitete.

Der Chef des Admiralſtabes der Marine.
Berlin, 5. Dezember. (Nichtamtlich.) Zu dem Bericht

vom 24. November über die Verſenkung des engliſchen
Dampfers Zillah (3788 Tonnen) iſt nach der' Meldung des in
wiſchen vom Nördlichen Eismeer zurückgekehrten U-Boots-

Kommandanten noch nachzutragen, daß ſofort beim Sichten
des Sehrohrs der Dampfer das Feuer eröffnete. Der bald
darauf trotz ringsum einſchlagender Granaten von dem
UBoot abgefeuerte Torpedo riß die Schiffsſeite des Eng
länders auf und ſetzte die Holzladung in Brand. Trotzdem
ſchoß der Dampfer noch mehrere Male auf das Sehrohr, die
Beſatzung verließ aber dann mit dem Weiterumſichgreifen
des Feuers in größter Haſt das brennende Schiff, auf dem
die bei dem Geſchütze liegende Munition explodierte.

Ein anderes im Engliſchen Kanal arbeitendes U-Boot
verſenkte in den letzten Tagen einen ſtark geſicherten Dampfer
von 4000 Tonnen, der nach wenigen Minuten in die Tiefe
ſank. Durch die ſofort einſetzende feindliche Gegenwehr der
Bewacher war das UBoot zum Tauchen gezwungen und
wurde bald darauf mit mehreren Waſſerbomben belegt. Beim
Wiederauftauchen wurde das eben über das Waſſer heraus-
ragende Sehrohr von einem Zerſtörer gerammt und feſtge-
klemmt. Wieder auf die Tiefe n verſpürte das
UBoot weitere Exploſionen von reichen Waſſerbomben,
die aber alle keinen anrichteten.

Politiſche Aeberſicht.
Deutſches Reich.

Die Zentraleinkaufsgeſellſchaft verteidigt ſich!
Die Zentraleinkaufsgeſellſchaft teilt mit: „Jn der 99. Si des

Preußiſchen vom 30. November hat nach
berichten der eordnete Hammer behauptet, die Zentraleinkau
n ft habe ſehr häufig beſchlagnahmte Waren zu 50--100 Prozent

ufſchlag weiter verkauft.
Es iſt ganz unverſtändlich, daß derartige Behauptungen immet

wieder aufgeſtellt werden, obgleich die Zentraleinkaufsgeſellſchaft ſchon
wiederholt erklärt hat, daß ſie kein Erwerbsinſtitut iſt und daher
die von ihr eingekauften oder beſchlagnahmten Waren nur mit einem
ihre Unkoſten deckenden Aufſchlage weiter verteilt. Das Mißper
ſtändnis des Abg. Hammer beruht offenbar darauf, daß er auf Grund
von Angaben einiger von der Beſchlagnahmebetroffener
Perſonen den von der Zentraleinkaufsgeſellſchaft abgerechnetenPreis mit den von den Käufern im Auslande gezahlten Preis ver

gleicht. Ein ſolcher Preis mag allerdings häufig einen Unterſchied von
50--100 Prozent ergeben. Das liegt aber nicht daran, daß die Zentral
einkaufsgeſellſchaft einen zu niedrigen Preis abgerechnet hat, ſondern,
daß die Käufer im Auslande einen zu hohen Preis
gezahlt haben. Die Zentraleinkaufsgeſellſchaft übernimmt grund
ſätzlich die beſchlagnahmten Waren ungefähr zu dem Preiſe, den ſie
für Waren ähnlicher Art und Beſchaffenheit zur Zeit der Uebernahme
im Auslande bezahlt. Da dieſer Preis faſt regelmäßig erheblich nied
riger iſt, als derjenige, den die gegen Se Einfuhrbeſtimmungen ver-
ſtoßenden Käufer zu entrichten haben, ſo iſt es unvermeidlich, daß dieſe
Käufer durch ihre geſetzwidrige Einfuhr einen Verluſt erleiden.“

Der Kampf gegen die Sozialdemokratie
Von alldeutſcher Seite wird ein großer Kampf gegen

die Sozialdemokratie ins Werk geſetzt. Sie befinden ſi
dabei im Bunde mit der Polizei, wie folgendes Schriftſtü
nachweiſt:

Berthold Körting. Hannover, 22. 11. 17.
Schiffsgraben 31.

Tch bitte Sie, mich gefl. umgehend wiſſen zu laſſen, od
Sie Schriften oder Artikel beſitzen, welche darlegen, wie die
ausländiſche internationale Sozialdemokratie ſich über ihre
deutſchen Kollegen und dem Mangel an deutſchen Patriotig
mus und an Verſtändnis für die eigenen wirtſchaftlichen
Fragen, wenn Deutſchlund niedergekampft werden ſollteluſtig machen und wic ſie dauernd die deutſche Volkswirtſchaft

und damit die deutſchen Arbeiter bekämpſen werden.
Derartiges Material wäre ja ſelbſtverſtändlich für die

Bekämpfung der hieſigen Sozialdemokratie ſeh erwünſ
und ſo wurde ich dieſer Tage von einem weſtfäliſchen Polizei
präſidenten darum erſucht.

Jhrer baldgef. Antwort ſehe ich gern entgegen.
Mir Hochachtung

B. Körting.
Die Familie Körting iſt bekannt durch Teilnabme an der

Verſchwörerkonferenz im Hotel Adlon, durch Scharf-
macherei in der nationalliberalen Partei und durch ähre He-
ſchöfte mit der Lebeirsmittelwucherin Frau Kupfer iff Berlin.
Will ſie nun unbedingt ſich noch Lorbeeren gegen die Sozial-
demokratie holen, dann kann ſie das mir demſelben Erfolge
haben, wie an anderer Stell. Jntereſiont iſt jedenfalls, daß
Herr Körting m.t der Polizei in Verbindung ſteht und das

ard ſeinen Kampi gegen die deutſche Sozialdemokratie be-
deutungslos machen. Ueber ſolche Polizeiſpitzel mach: ſich
alle Welt luſtig.

Nur 500 Prozent im Preiſe geſtiegen!
Ein Beiſpiel von den vielen, wie Preiſe ſozuſagen im Handum-

drehen geſteigert werden, kam auf der Außerordentlichen General-
verſammlung des Schleſiſchen Provinzialvereines zur Bekämpfung der
Tuberkuloſe zur Sprache. Nach der Breslauer Zeitung wurde geklagt
über das gewaltige Emporſchnellen der Preiſe für alle Apparate, die in
Krankenhäuſern gebraucht werden. Einige anweſende Herren von der
mediziniſchen Fakultät der dortigen Hochſchule wußten ſchreckhafte Bei-
ſpiele zu erzählen. So geſchah es, daß für Breslau ein Heilapparat ge-
kauft werden ſollte, der für den hohen Betrag von 6000 Mark zu haben
war. Da der Kauf nicht ſogleich erfolgte, ſtieg der Preis auf 8000
Mark. Nun mußte zuvor die Genehmigung des Miniſteriums eingeholt
werden, und als ſie eingetroffen war, ſollte der Apparat 10 000 Mark
koſten. Kurz darauf wurden 11 000 Mark verlangt, und als ſich der
leitende Arzt entſchloß, einfach zuzugreifen, ohne nochmals beim Mi-
niſter anzufragen, war im Handumdrehen ſchon wieder ein Preis-
aufſchlag erfolgt, und heute beträgt die Forderung 30 000 Mark.

Man weiß allerdings nicht, wie lange die miniſterielle Genehmi-
gung auf ſich warten ließ, denn der Weg, den ſolche Sachen zu durch
laufen haben, iſt bekanntlich immer ſehr lang. Aber trotz alledem bleibt
der ſkandalöſe Wucher beſtehen. Und trotz alledem gibt es noch genug
dem Handel fernſtehende Menſchen, die einer Geſellſchaftsordnung, wie
der kapitaliſtiſchen, wo der freie Handel „blüht und gedeiht“, ein Laß
lied ſingen.

Dr. Schwander über ſeinen Räckkrikkt. Der frühere Staatsſekretär
des Reichswirtſchaftsamtes Vr. Schwander, der ſeinen Poſten als Ober
bürgermeiſter von Straßburg wieder übernommen hat, hat ſich in
einer Anſprache, die er im dortigen Gemeinderat hielt, über die Gründe
ſeines ſchnellen Abganges aus dem Reichsdienſt folgendermaßen ge-
äußert: „Nach ernſtem Verſuch und ſorgfältiger Selbſtbetrachtung emp-
fand ich meine Kräfte nicht ſo unerſchütterlich und ſelbſtſicher, daß es
mir auf die Dauer möglich ſcheinen konnte, die Laſten des neuen Reichs
wirtſchaftsamts ohne ernſte Beſorgnis zu tragen, Beſorgniſſe nicht um
mich, ſondern um die Pflichten meines Amtes.“

Letzte Nachrichten.
Berlin, 5. Dezember. Aus Zeitun iſt her

vorzuheben: Gegen den früheren ru iſchen Miniſter de
Auswärtigen Sſaſonow ſoll ein Haftbefehl erlaſſen worder
ſein, weil ein geheimer Briefwechſel mit einer in Peters-
burg befindlichen Botſchaft aufgefunden worden ſei. De
gegenwärtige Aufenthalt Sſaſonows ſei unbekannt.

Der Präfekt von Genua ordnet an, daß die Wohnungen
und Villen der feindlichen Staatsbürger, deren
Jnhaber abweſend ſeien, den Flüchtlingen aus der Kriegs
zone zur Verfügung zu ſtellen ſeien. Die Maßnahme ſcheint
mit Zerſtörungen n äään, die kurz zuvor in
dieſen Wohnungen ſtattgefun haben.

Die von der Pariſer Konferenz auf Verlangen
Wilſons in Ausſicht genommenen weiteren Einſchrän-
kungen im Verbrauch aller Nah rungsmittel der
Ententeſtaaten will laut Lokalanzeiger Clemenceau
nicht ſofort bekanntgeben; er will durch die Preſſe und
Parlamentsausſchüſſe auf ſie vorbereiten.

Angeblich befahl Wilſon dem Staatsdepartement, zur
Klärung der Vollmachten der bisherigen ruſſiſchen Bot-
ſchaft in Waſhington, direkte Verhandlungen mit
der h J aufzunehmen. Die Exr-klärungen Wilſons ſollen den Schluß zulaſſen, daß der
Präſident die maximaliſtiſche Regierung unter Vo
anerkennen werde.



Aus der Partei
Arthur Stadthagen geſtorben.

Nach längerem Lungenleiden ſtarb am Dienstag in Verlin
der ſo ialdemokratiſche Reichstagsabgeordnete Arthur Stadthagen.
Er gehörte ſtets zum linken Flügel der ſozialdemokratiſchen Partei
ku bei der Spaltung der ſozialdemokratiſchen Fraktion ſchloß er
ch den S n an. t war Schriftſteller, geborenKm 23. Mai 1857, konfeſſionslos, beſuchte das Gymnaſium und

ſtudierte die Rechte. Bis 1902 war er dann Rechtsanwalt und
wurde wegen ſeiner politiſchen Betätigung aus der Anwaltſchaft
tage olo en. Er war auch Mitglied der Berliner Stadtver-

etung.
Jm Reichstage vertrat Stadthagen den Rieſenwahlkreis Pots-

am VI (Niederbarnim), in welchem bei der letzten Wahl im
ahre 1912 129269 Stimmen abgegeben wurden. Von dieſen ent
elen auf Stadthagen 92559, in en Reſt teilten ſich hauptſäch-

ich der Kandidat er Reichsparteiler und der der Fortſchrittler.

wipvim t. Und auf Grund n e Kenrt t des Wehrkr Aben izeile jene an die T Widye er eher
Hüttmanns ſeine Wandlung zum nen mit
Bedauern begleitet hat, es aber ablehnt, ſeinen Spuren zu folgen,
r in unverbrüchlicher Treue der alten ſozialdemokratiſchen

artei folgen wird.“

Sinen glänzenden Kommunalwuahlſieg
errangen unſere Genoſſen in der Stadt Dinslaken am Nieder-
rhein (Wahlkreis Duisburg-Mülheim) bei den in rorißer Woche
ſtattgerundenen Stadtratswahlen gegenüber den vereinigten bür-
erlichen Parteien. Unſere Partei, die py dort mar an der

Wahl beteiligte, hatte im Stadtbezirk in der 2. und 3. Abteilung
und im Landbezirk in der 1., 2. und 3. Abteilung Kandidaten
aufgeſtellt. Nach einem ſchneidig durchgeſührten Wahlkampf ge
lang es mit einer geringen Ausnahme, alle unſere Kandidaturen
zum Siege èér bringen. Wir holten im Stadtbezirk alle zur Wahl

t e
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Die Je eine 3. Berlin,der Ackerſſraße 150 wohnte für
Amon Lukaſchewſki. Seine Frau lebte mit den beiden Kinder
einer 17 Jahre alten Tochter und einem 13jährigen Sohne, getrennt von
ihm in der Badſtraße. Die Kinder beſuchten den Vater öſter in ſeiner
Wohnung und blieben dann auch wohl einmal über Nacht bei ihm. So
geſchah es auch am vergangene Sonntag. Am Montag abend kam die
Mutter nach der Ackerſtraße, um ſich nach den Kindern umzuſehen,
aber keinen Einlaß und auf Klopfen und Klingeln kein Gehör. Nichts
Gutes ihnend, wandte ſie ſich jetzt an die Polizei. Dieſe ließ öffnen.
Lukaſchewſti iog in der Stube auf dem Fußboden mit dem Geficht nach
unten, die Tochter quer vor der Ausgangstür, der Sohn auf dzm Bett.
Alle drei waren tot. Jn der Küche ſtand ein Hahn des Gaskochers
auf. Das ausgeſtrömte Gas war aber zum größten Teil ſchon wieder
abgezogen, weil ein Fenſter undicht iſt. Nach dem Befund iſt anzu
nehmen, daß der Vater die Kinder mit Arſenik und dann ſich ſelbſt
mit Gas vergiftet hat.

4.alfein der 52 ar Se d

ſtehenden Sitze der 2. und 3. Abteilung (4 Mandate) und im
Weilerer Abgang unſicherer Kankoniſten. Die Reichstagsabgeord- Landbezirk die ganze 2. Abteilung und in der 3. Abteilung ein Im Zorn zum Tokſchläger geworden. Zwickau, 3. Dezember. Als

neten VBrandes (Magdeburg), Dr. Erd mann (Dortmund), Hütt- Mandat. Mit einer Fraktion in der Stärke von 7 Mann zieht der auf der Wilhelmshöhe bei Reinsdorf wohnhafte Bergſchmie Maſock
mann (Frankfurt a. M.) und Jäckel (Plauen) haben ihren Beitritt damit die ſozialdemokratiſche Partei in das bisher ſozialiſtenreine bei der Heimkehr von der Arbeit am Sonnabend abend das Eſſen noch

r Fraktion der Unabhängigen Sozialdemokraten erklärt. Während Dr. Dinslaker Rathaus ein. nicht fertig vorfand und ſeine Frau, die gleichfalls außerhalb des Hauſes Di
ar ſich ſchon vor Wochen von der alten Fraktion getrennt hat, i ſich a r r e nnd W We an e 3ben die anderen drei erſt jetzt ihren Austritt aus der alten ſozial- aden der Kinder machte, geriet der Mann in ſolche Wut, daß er einendemokratiſchen Fraktion völloge .„742 neue weibliche Mitglieder im Agitationsbezirk Görlitz. Stiefelknecht ergriff und ihn gegen ſeine Frau warf. Er traf ſie öegen ſtit

e e ehe n Sente See e en e en betende eeenr rbeige zt konnte nur den Tod der Unglücklichen feſtſtellen.Hüttmann bei den Anabhängigen! den letzten Tagen im Agitationsbegirt ort veranſtaltet wurde, r e Wrhe doch in ſeiben Abend verhaftet d W wickauer
Unſer Kaſſeler Parteiblatt teilt das Schreiben mit, das der

Reichstagsabgeordnete Hüttmann dem Vorſitzenden des Sozial
demokratiſchen Vereins für den Reichstagswahlkreis Kaſſel-Mel-
ungen geſandt hat. Hüttmann ſpricht darin ſeinen Austritt aus
er Reichstagsfraktion und ſeinen Anſchluß an die Fraktion der

Unabhängigen aus. Das Kaſſeler „Volksblatt“ widmet dieſem
Akt Hüttmanns einen längeren Artikel, dem wir folgende Stelle
entnehmen:

„Die ſozialdemokratiſche Partei im Wahlkreiſe Kaſſel-Mel-

Jn zehn Orten des Bezirks fanden r Verſammlungen
ſtatt mit der h „Für beſſere Unterſtützungen und
Rechte der Frauen“. Die Verſammlungen wieſen bis auf eineeinen ſehr ſtarken Beſuch auf. Beſonders zahlreich waren die
Kriegerfrauen vertreten. Die ausgezeichneten Ausführungen der
Genoſſin Schilling fanden überall den lebhafteſten Beifall. Der
Erfolg dieſer Aufklärungstour unter den Frauen beſtand darin,
daß in den zehn Verſammlungsorten Görlitz, Grünberg, Bunzlau,
Lüben, Langenöls, Leſchwitz, Moys, Penzig, Rauſcha und Rauſch-

Gefängnis zugeführt.

e

Städtiſcher VMahrungsmittelverkauf.
Aepſel. Freitag, vormittags von 8112 Uhr, Nr. 28 001---33 000,

nachmittags von 2—-6 Uhr, Ne. 33 (0l-38 500 der Lebens-
mittelſcheine. Perſon 11 Pfd. zum Preiſe von 45 undſungen hat verſchiedene Male während des Krieges Stellung ge-walde insgeſamt 742 neue weibliche M c für die Partei 72 Pf. in der Talamtſchule

nommen zu der Haltung des Reichstagsabgeordneten unſeres gewonnen wurden, die zugleich auch als „Gleichheit“-Leſerinnen in 4Kreiſes. Noch im Sommer 1915 hat eine Kaſſeler Verſammlung Frage kommen, da die „Gleichheit“ im Bezirk obligatoriſch ein Cichorie. Freitag, vorm. von 8i12 Uhr, Nr. 28 001--33 000,
nach einer Rede, in welcher Hüttmann die Reichstagsfraktion
h rechtfertigte, ihm einſtimmig das Vertrauensvotum aus-
geſtellt. Jn den Jahren 1916 und 1917 haben aber eine Kreis-
generalverſammlung und eine allgemeine Kreisverſammlung Hütt-
manns Schwenkung zur Oppoſition mit erdrückender Mehrheit ge-

geführt iſt. S die Gewerkſchaften wurden ebenfalls Mitglieder
und für das Parteiorgan, die „Görlitzer Volkszeitung“, eine An-
zahl neue Leſer gewonnen. Beſonders erſtaunlich iſt. der Erfolgin dem bisher wer zu bearbeitenden Lüben, wo allein 128 Neu-

aufnahmen zu verzeichnen ſind.

nachmittags von 2—-6 Uhr, Nr. 35 001-38 500 der Lebens-
mittelſcheine. Für jede Perſon wird ein Paket zum Preiſe
von 1.40 M., in der Talamtſchule abgegeben.

Bekanntmachung.
Die Zwiſchenſcheine für die 4 Schatzan-

weiſungen der VI. Kriegsanleihe önnen vom
10. Dezember d. Js. ab

in die endgültigen Stücke mit Zinsſcheinen umgetauſcht werden.
Der Umtauſch findet bei der Umtauſchſtelle für die Kriegsanleihen“, Berlin W'8,

Be lebe 22, ſtatt. Außerdem übernehmen ſämtliche Reichsbankanſtalten mit
Kaſſeſeinrichtung bis zum 15. Juli 1918 die koſtenfreie Vermittiung des Um-
tauſches. Nach dieſem Zeitpunkt können die Zwiſchenſcheine nur noch un mittel-
bar bei der „Umtauſchſtelle für die Kriegsanleihen“ in Berlin umgetauſcht werden.

Die Zwiſchenſcheine ſind mit Verzeichniſſen, in die ſie nach den Beträgen und

Neu erſchienen

e grobe rubche
I

Von R. G. Verow.
Mit Jlluſtrationen u. Porträts.

Zu beziehen durch die
Buchhapdlg. Volksstimme

Halle, Gr. Ulrichſtraße 27.

berband d. Bergarbeiter deutſchlands

Fahlſtelle hohenmölſen.
Sonntag, den 9. Dezember, abends !/28 Uhr

im Gaſthof zur grünen Aue

Mitglieder Verſammlung.
Die Tagesordnung wird in der Verſammlung be-

kannt gegeben. Die Ortsverwaltung-

Holeng Aleider- und Kostümmstuffe

Mäntelstoſffe Anzugste fle Sammete

T
Freitag, den 7. Dez. 1917

Anfang 7,30 Uhr Ende 10,15 Uhr.

Die verkaufte Braut J fein
Komiſche Oper v. Smetanag.
Somnabend: ar und Diomer mann.

M
0IEBESonntag, den 9. Dez. 1917 rabends 7,30 Uhr reichh

der Raud der öabinerinnen J Stge,

innerhalb dieſer nach der Nummernfolge geordnet einzutragen ſind, während der Schwank v. Franz u. Paul Schönthan. DiesVormittagsdienſtſtunden bei den e Stellen einzureichen Formulare zu finden Sie noch in großer Auswahl [2968 Als Schneſdermeister Votfden Verzeichniſſen ſind bei allen Reichsbankanſtalten erhältlich. g pj ſt 2 olkeFirmen und Kaſſen haben die von ihnen S Zwiſchenſcheine rechts ſ Azufhaus klbäan, I kahe II. h Wie zwel
oberhalb der Stücknummer mit ihrem Firmenſtempel zu verſehen. Höute avend 8 Vnr an Wonden, erren erh

Herren u. Damengarderobe
O. heimſath Vohn,

Steg 19.

der ele Wolf Ralender für 19

wieder vorrätig. Preis 50 Pf.

Buchhandlung bolkeſtimme, Gtoße Ulrichſtraße 27.

3. Der Umtauſch der Zwiſchenſcheine für die 59 Schuldverſchreibungen der
VI. Kriegsanleihe findet gemäß unſerer Mitte v. Mts. veröffentlichten Bekannt-
machung bereits ſeit dem

26. November d. Js.
bei der „Umtauſchſtelle für die Kriegsanleihen“, Berlin W'8, Behrenſtraße 22,
ſowie bei ſämtlichen Reichsbankanſtalten mit Kaſſeneinrichtung ſtatt.

Von den Zwiſchenſcheinen für die I., III., IV. und V. Kriegsanleihe iſt eine
priew Anzahl noch immer nicht in die endgültigen Stücke mit den bereits ſeit

April 1915, 1. Oktober 1916, 2. Januar, I. Juli und 1. Oktober d. Js. fällig
geweſenen Zinsſcheinen umgetauſcht worden. Die Jnhaber werden aufgefordert,

4. besellaftz KannArbeiter adonmiert auf (ſſe ſuhkösfinne!

dieſe Zwiſchenſcheine in ihrem eigenen Jntereſſe möglichſt bald bei der „Umtauſch-
wegte Kriegsanleihen“, Berlin W 8, Behrenſtraße 22, zum Umtauſch ein-
zureichen.

Berlin, im Dezember 1917.

ReichsbankDirektorium.
Havenſtein. v. Grimm.

Achtung Sonntag, den 9. Dezember, vormittags 11 Uhr: Achtung!
r im Walhalla-Theater

OeffentlicheVolks Versammlung
Tagesordnung:

Friedensfrage und Sozialdemokratie.
Referent: Reichstagsabgeordneter Dr. Eduard David-Berlin.

Freie Ausſprache.
Alle Friedensfreunde ſind hierzu freundlichſt eingeladen.

22 hre eeeeeereeeree rer e e. J
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Ha e, Donnerstag den 6. Dezember 1917.

Beilage zur Volksſtimme.
m

1. Jahrs ans
Halle und Saalkreis.

Halle, 6. Dezember 1917.

Friedensfrage und Sogialdemokratie.

Ueber dieſes Thema wird Genoſſe Reichstags
e Dr. Eduard David (Berlin) in einerVolksverſammlung ſprechen, die der Sozialdemokratiſche
Verein auf Sonntag vormittag 11/, Uhr nach dem
Walhalla-Theater einberufen hat. Sie ſoll vor
allem däzu dienen, gegenüber den Ausſtreuungen der
Deutſchen Vaterlandspartei die dazu erſt letzthin
noch ebenfalls das WalhallaTheater benutzte die
tatſächliche Meinung der breiteſten Maſſen zum Aus
druck zu bringen. Und dazu iſt Genoſſe David, der
Wortführer unſrer Partei im Reichstage und in Stock-
holm, einer der Berufenſten.

Leider wird eine längere freie Ausſprache nicht
möglich ſein, da das Walhalla-Theater wegen der Nach-
mittagsvorſtellutg wieder vorzeitig geräumt ſein muß.
Jmmerhin werden andere Parteien, insbeſondere die
Vaterlandspartei, etwaige Erklärungen über ihren
Standpunkt zur abgeben können.

Eintrittskarten ſind im Geſchäftszimmer der Volks
ſtimme, Gr. Ulrichſtraße 27, ſowie am Sonntage ſelbſt
von 11 Uhr an an den Saaleingängen des Walhalla-
Theaters zu haben. Da die Verſammlung vorausſicht
lich ſehr ſtark beſucht ſein wird, empfiehlt es ſich, mög-
lichſt ſchon vorher Eintrittskarten zu beſorgen. Die
Verſammlung wird pünktlich 11 Uhr beginnen.

Abgeänderte Einſchränkung des Gasverbrauches.
Mit Rückſicht auf die im Vorjahre vom 6. Dezember 1916 an

durchgeführte Einſchränkung des Gasverbrauches erläßt der Magi-
ſtrat eine Bekanntmachung, die die zur Zeit gültigen Einſchrän-
kungsmaßnahmen für die Zeit vom 6. bis 31. Dezember inſoweit
aufhebt, als während dieſes Zeitraumes die uneingeſchränkte
Entnahme der im Vorjahre verbrauchten Gasmenge
geſtattet wird. Ueberſchreitungen dieſer Menge unterliegen den
bekannten Strafbeſtimmungen.

Soweit durch den Vertrauensmann des Reichskommiſſars oder
die Verwaltung der ſtädtiſchen Gas und Waſſerwerke in einzelnen
Fällen auf Antrag eine beſtimmte Verbrauchsmenge zugebilligt
worden iſt, bleibt dieſe Entſcheidung von der Bekanntmachung
des Magiſtrats unbeeinflußt.

Gleichzeitig werden nunmehr auch diejenigen Mengen bekannt
gegeben, die entſprechend der bisher ſchon geübten Gepflogenheit

aufſchlagsfrei bleiben. Soweit alſo die Entnahme der in
Ziffer 4 genannten Mindeſtmengen nicht überſchritten wird, iſt eine
Aufgeldberechnung auch dann nicht zu erwarten, wenn der vor
jährige Verbrauch geringer war.

Mit dem 1. Januar treten wieder die durch den Vertrauens
mann für den Reichskommiſſar unter dem 11. Auguſt 1917 er
laſſenen Vorſchriften in Kraft, wonach höchſtens 80 Prozent der
in der gleichen Zeit des Kalenderjahres 1916 verbrauchten
Menge entnommen werden dürfen. Die in der Bekanntmachung
genannten Mindeſtmengen bleiben jedoch auch dann aufſchlagsfrei.

Roſi Zurflüh.
30] Eine Geſchichte aus den Alpen von Johannes Scherr.

(Nachdruck verboten.)
Ließ ſich die Zwihlbäurin durch das heitere oder wenig-

ſtens ruhige Geſicht, das ihr, wenn ſie ins Rütli kam, die
Tochter zu zeigen ſich bemühte, wirklich täuſchen, oder tat ſie
nur ſo? Jedenfalls war ſie eine von jenen Naturen, welche
die Sachen gern an ſich herankommen laſſen und dann erſt
klug und reſolut einzugreifen lieben. Wenn ſie daher merkte,
wie es eigentlich zwiſchen der Tochter und dem Tochtermann
ſtand, ſo mochte ſie es noch nicht für an der Zeit halten,
zu intervenieren, und ließ demnach die Sachen vorderhand
ihren Gang gehen. 's Vreneli ſeinerſeits war nicht ſo diplo
matiſch. Das Mädchen verriet dem Schwager, den ſie zu

haſſen oder zu verachten begann, deutlich, wie ſehr es ſein
Tun und Treiben mißbilligte. Einmal traf ſie den Strobel
chäpi im Rütli, der jetzt, zu Roſis Qual, nicht ſelten dahin kam
und allerhand mit dem Hausherrn zu verhandeln hatte, ge-
heim und offen. 's Vreneli rümpfte ihr hübſches Näsli und
ſagte laut genug, daß der Chäpi und der Ruodi im Erker es
hören mußten, zu der Schweſter: „Pfüdi, der Bränntsludi!
Roſi, geh doch und hol d' Räucherpfann'. s iſt gäng ſchüli
nötig, daß man da mit Eſſig und Wacholder räuchert.“

Der Ruodi kam aus dem Erker in die Stube herein und
bemühte ſich, ſeine Schwägerin zornig anzuſehen. Es wollte
aber nicht recht gelingen. Er war unruhig und fahrig, und s
Vreneli meinte nachher, er ſei gäng ganz „verdatteret“ (ver-
blüfft, beſtürzt) geweſen. Er zeigte ſeiner Frau an, daß er
nach Meyringen hinab müßte, in „Geſchäften“ er hatte jetzt
immer ſolche Geſchäfte bei der Hand und wahrſcheinlich erſt
morgen abend heimkommen würde. Wald darauf ging er mit
dem Strobelchäpi fort.

Der folgende Tag es war inzwiſchen Sommer gewor-
den war ein Sonntag. Sonnenbeglänzt, in der Hut ſeiner
gewaltigen Verge, lag das Tal in jener ſonntäglichen Ruhe,
welche die ländliche Stille noch ſtiller macht. Ueber die ganze
Landſchaft war jene feierliche Stimmung hingehaucht, die Uh-
lands Sonntagslied ſo wunderbar reproduziert hat. Roſi
ſtand am offenen Fenſter, und als jetzt ein ſanfter Luftzug
den Glockenklang vom Dorfe zum Bödeli herabbrachte, bereute
ſie es faſt, daß ſie nicht mit ihrem Mareili zur Kirche gegan
gen. Aber vor acht Tagen, als ſie dort geweſen, hatten die
Frauen, die hinter ihr ſaßen, einander ſo ſeltſam in die Ohren
geziſcheit, und als ſie nach dem Gottesdienſt über den Kirch
hof gegangen, hatte eine Stimme, die ſicherlich die der Jungfer

ibbeli war, vernehmlich genug hinter ihr drein geſagt:
„Habt ihr g'ſeh', wie bleich s Roſi iſt? s muß gäng aus ſein
mit der Herrlichkeit im Rütli.“

m

man
Die betreffende Bekanntmachung lautet:

1.
In der Zeit vom 6. bis einſchl. 31. Dezember 1917 darf der ſtäd-

tiſchen Gasleitung höchſtens die in der gleichen Zeit des Vorjahres ver
brauchte Gasmenge entnommen werden.

Soweit in einzelnen Fällen eine zahlenmäßig beſtimmte Verbrauchs
menge von dem Vertrauensmann oder der Verwaltung der ſtädtiſchen
Gas) und Waſſerwerke zugebilligt worden iſt, wird durch vorſtehende
Beſtimmung keine Aenderung derſelben bedingt.

2.
Vom 1. Januar 1918 an gilt wieder Ziffer 1 der Bekanntmachung

des Vertrauensmannes des Reichskommiſſars vom 11. Auguſt 1917, je-
doch mit der Maßgabe, daß als Vorjahr das Kalenderjahr 1916
zu gelten hat.

3
Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmung unter 1 unterliegen den

J See 4 der Bekanntmachung vom 11. Auguſt 1917 angedrohten
rafen.

4.
Eine Berechnung des Aufgeldes unterbleibt, ſofern nachſtehende

Mengen nicht überſchritten werden:
Jm Viertelßahr Oktober Dezember 115 Kubikmeter

Januar März 105
April Juni 70Juli September 70

Die Gebührniſſe der Militärurlauber.
Zur Beſeitigung beſtehender Unklarheiten über die Ge

bührniſſe beurlaubter Unteroffiziere und Mannſchaften wäh
rend des Krieges ſei im folgenden der Jnhalt der einſchlä
gigen Beſtimmungen kurz zuſammengefaßt.

Alle Unteroffiziere (als Löhnungsempfänger) und Mann-
ſchaften haben bei gewöhnlichem Urlaub, z. B. während der
kirchlichen Feſttage, zur Beſeitigung häuslicher oder privater
Notſtände, vom Truppenarzt befürworteten Erholungsurlaub,
Urlaub aus dem Felde bei Familienereigniſſen u. dgl. An
ſpruch auf volle Löhnung, Beköſtigungsgeld und Freifahrt.
Nur Löhnung erhalten Unteroffiziere und Mannſchaften bei
häufig wiederkehrendem Urlaub, z. B. Sonntagsurlaub und
anderen Beurlaubungen, die nicht länger als je acht Tage dau-
ern, aber eine beſondere Vergünſtigung darſtellen gegenüber
den andern Mannſchaften. Bei Urlaub zur Wiederherſtellung
der Geſundheit, der meiſt nach Rückkehr aus dem Lazarett be
willigt wird, erhalten die Urlauber volle Löhnung, Beköſti-
gungsgeld und Freifahrt, ſofern die Notwendigkeit des Ur-
laubs vom Truppenarzt beſcheinigt wird. Dieſelben Gebühr-
niſſe erhalten Urlauber bei Beſchäftigung in eigenen landwirt-
ſchaftlichen und gewerblichen Betrieben, wozu auch die Be
triebe von Eltern und Geſchwiſtern rechnen. Bei längerem
Urlaub über 1 Monat tritt, abgeſehen von den Kapitu-
lanten des Friedensſtandes, allgemeine Entlaſſung und Zu-
rückſtellung ein.

Unteroffiziere und Mannſchaften, die zu beſoldeter Tätig-
keit in fremden land wirtſchaftlichen und gewerblichen Betrie-
ben oder bei Behörden beurlaubt werden, erhalten Löhnung
nur bis Ende desjenigen Monatsdrittels, in dem der Urlaub
angetreten wird. Die Löhnungszahlung hört mit Ende des
vorhergehenden Monatsdrittels auf, wenn der Urlaub am 1.,
11. oder 21. eines Monats anfängt. Sie beginnt wieder mit dem
erſten Tage desjenigen Monatsdrittels, in dem die Rückkehr
vom Urlaub erfolgt. Beköſtigungsgeld wird bei dieſem Ur-
laub nicht gewährt, dagegen Freifahrt bis zum Arbeitsort auf
Koſten desjenigen Arbeitgebers, zu dem der Mann beurlaubt
wird. Die Rückfahrt zum Truppenteil erfolgt auf Koſten der
Militärverwaltung. Ebenſo wie die vorigen werden gelöhnt,
erhalten aber weder Beköſtigungsgeld noch Freifahrt ſolche

Es war aus damit, und wie ſehr, machte der armen Frau
das peinliche Nachdenken klar, in das ſie verſenkt blieb, bis
ſie ihre aus der Kirche zurückkehrende Magd die Halde her-

aufkommen ſah. J.Was hatte denn das Mareili? Es war doch ſonſt eine
ziemlich phlegmatiſche Perſon, die ſich in nichts übereilte. Nun
aber lief ſie mit rotem Geſicht und wie ſcharfgeladen eilends
den Abhang herauf, und als ſie, durch das Gärtchen vor dem
Hauſe daherkommend, die Hausfrau am Fenſter ferblickte,
ſchoß ſie alsbald ihre Ladung los, indem ſie ausrief: „Denket
au, Frau, denket au!“

Das übrige ging für Roſis Ohren verloren, da s Mareili
derweil um die Hausecke eilte; aber gleich darauf platzte die
Magd zur Stubentüre herein.

„Was haſt du denn, Mareili? Du tuſt gäng, als ob's
wo brännte.“„Nei, nei, brennen tut's nit. Aber denket au, Frau, s
Strobelchäpis Elſt aus der Höllenſchwärz iſt in der Kille
(Kirche) g'ſi. Herrgöttli, das iſt ne Dam'!“ Das gute
Mareili hatte nicht die entfernteſte Vorſtellung von der ſchreck
lichen Gewißheit, die dieſe Neuigkeit der armen Roſi ver
ſchaffte.

Es war ihr, als hätte der Blitz vor ihr in den Boden ge
ſchlagen.

Sie wankte auf ihren Füßen und mußte mit der Hand
hinter ſich greifen, um ſich am Tiſchrand zu halten.

„Was? Das Schwarzelſi?“ brachte ſie mühſam hervor,
denn der Name wollte ſie erſticken.

„Ahſograd' s Schwarzelſi. Nei, was die alles an ſich
umme g'hängt hat! Ma cha (kann) nit g'nug luege. s iſt
'ne wahre Pracht!“

„Wirkli?“ entgegnete Roſi tonlos. „Aber weißt, Mareili,
's iſt jetzt hohe Zeit, z Jmbiß z kochen.“

Es iſt merkwürdig, daß der Menſch oft gerade in ſolchen
Augenblicken, wo ſein ganzes Weſen in den Grundfeſten er
ſchüttert iſt, nach dem allergewöhnlichſten als einem Anhalts-
punkte greift. Ein tiefer Menſchenkenner und mehr noch
Frauenkenner hat geſagt, eine Frau ſei imſtande, in demſelben
Augenblicke, wo ſie den Bankrott ihres Mannes erfahren,
über die Magd wütend zu werden, die einen Suppenteller zer-
brochen habe. Allerdings, aber es möchte ſich doch fragen, ob
der bankrotte Suppenteller nicht nur der zufällig gegebene
Gegenſtand ſei, an dem ſich der Jammer über den größeren
Bankbruch auslaſſen kann. Was Roſi angeht, ſo war ihr die
Vorſtellung des Kochens von dem Jnſtinkt eingegeben, ihre
Magd nicht ſehen zu laſſen, wie ſie litt. s Mareili hatte aber
auch Augen im Kopfe und ſagte daher: „Jch mein', Frau, Jhr
müſſet krank ſein. Jhr ſeht gäng ſo ſchüli übel aus. Ja,
da will ich waidli e kräftig s Süppli kochen.“

Unteroffiziere und Mannſchaften, die auf mehr als einen Mo
nat zur Ablegung von Prüfungen und zur Vorbereitung auf
dieſe beurlaubt ſind.

Volle Gebührniſſe (Löhnung, Beköſtigungsgeld und freie
Fahrt) erhalten ſchließlich alle Kriegsdienſtbeſchädigten, die
zur Erlangung eines neuen Berufes oder zur Aufnahme der
Arbeit im Zivilberuf bis zur Beendigung des Entlaſſungsver-
fahrens beurlaubt werden.

Weihnachlspakete fürs Feld bald aufliefern. Es ſei daran er-
innert, daß vom 9. bis 25. Dezember Privatpakete an Heeresangehörige
nach dem Felde nicht abgenommen werden. Die Auflieferung der Weiß
nachtspakete ſo frühzeitig wie möglich zu beſorgen, liegt im Intereſſe von

Abſender und Empfänger. Frachtgutſtücke bis 50 Kilogramm an
Heeresangehörige im Felde unterliegen der Annahmeſperre nicht.

Anleitung zum Herſtellen von Kochkiſten. Der Halleſche Haus
frauenbund gibt Mittwoch, den 5. Dezember, und Freitag, den 7. De-
zember, abends von 8 bis 10 Uhr in St. Nikolaus wieder Anleitungen
zum Stopfen von Kochkiſten. Dabei wird auch ein geeignetes billiges
Stopfmaterial nachgewieſen.

Wie das ſtädliſche Obſt verkeuert worden iſt, dafür gibt die Süd-
deutſche Kolonialwaren und DelikateſſenZeitung folgendes Beiſpiel an;
Die Lebensmittelſtelle Halle kaufte im Bezirk Marktheidenfeld (Unter
franken) mehrere Waggons Aepfel der Klaſſe 1 mit dem Höchſtpreis von

40 und der Klaſſe 2 mit dem Höchſtpreis von 20 Mark. Nach einer
bezirksamtlichen Verfügung ſollte, wenn Klaſſe 1 und 2 gemiſcht ſind,
ein Höchſtpreis von 25 Mark gezahlt werden. Dieſen Preis genehmigte
auch die ſtädtiſche Lebensmittelſtelle und er wurde den Produzenten aus-
bezahlt. Nun darf man aber nicht glauben, daß das nur der reine
Einkaufspreis für die Stadt Halle wäre. Da kommt vor allem die
Kreisſtelle für Obſt und Gemüſe und verlangt eine Proviſion von 9
Mark neun Mark für den Zentner; dann kommt der Kommunal
verband und verlangt für ſich, den örtlichen Aufkäufer, die Darlehnskaſſe,
die als Zwiſchenglied mit der Funktion des Großhändlers betraut iſt, noch
einmal 6 Mark, ſo daß alſo jetzt ſchon ohne Fracht und ferner ohne
Kleinhandelsſpeſen der Zentner Obſt auf 40 Mark kommt. Die Be-
völkerung fragt ſich nun, ob hier nicht vielleicht ein recht dankenswertes
Gebiet wäre zum Eingriff durch das Reichsernährungsamt. Es iſt doch
geradezu unerhört, wenn ein Waggon Obſt um netto 3000 Mark, d. i.
um 60 Prozent, durch die Verwaltungsbehörden verteuert wird.

Neue Beſtimmungen äber die Bezugsſcheinpflicht. Nach einer Be
kanntmachung der Reichsbekleidungsſtelle darf ein Bezugſchein ohne
Bedarfsprüfung für Luxus- und Straßenſchuhwerk in Zukunft nur gegen
Abgabe von zwei Paar Schuhen oder Stiefeln erteilt werden. Die An-
nahmeſtellen geben Abgabebeſcheinigungen mit geändertem Vordruck aus.
Alte Abgangsbeſcheinigungen werden nur noch bis Ende dieſes Jahres
gegen Bezugſchein D für Luxusſchuhe eingelöſt. Die nicht eingelöſten Be
zugſcheine D bleiben nur noch bis Ende Februar 1918 gültig. Gleich
zeitig wird das Verfahren bei Abgabe gebrauchter Oberkleidung zur Er
langung eines Bezugſcheines ohne Bedarfprüfung auch auf gebrauchte
Uniformen ausgedehnt. Für eine gut erhaltene Uniform wird ein
Bezugſchein für einen bürgerlichen Männer, Jünglings- oder Knaben-
anzug erteilt. Gegen Abgabe eines Teilſtückes einer Uniform wird ein
Bezugſchein für ein entſprechendes Teilſtück eines Anzuges ausgeſtellt.
Wenn die Gegenſtände nicht mehr gut erhalten ſind, müſſen für jeden
Bezugſchein zwei Kleidungsſtücke abgegeben werden. Bezugſcheine für
Uniformen dürfen nur von der Abteilung C der Reichsbekleidunggsſtelle

nach vorſchriftsmäßiger Anmeldung ausgeſtellt werden.

Als die Magd hinaus war, brach die arme Frau nicht
in Tränen aus. Der wohltätige Quell in ihrer Bruſt hatte
ſich erſchöpft; ſie konnte nicht mehr weinen und murmelte
nur vor ſich hin: „Alſo darum hat er geſtern ſo eilends nach
Meyringen hinab gemußt? Das war das wichtige Geſchäft!
Das Schwarzelſi konnte ja nur von dorther kommen. Er hat
ſie abgeholt. Und wo iſt er jetzt? Aber wo wird er ſein?
In der Höllenſchwärzl Er war ja die letzte Zeit her ſchon
halbe Tage lang dort. Oh, Ruodi, das hab' ich doch nicht
um dich verdient, das nicht!“

Ja, ein Blitz war vor ihr niedergefahren, und ſein grelles
Licht zeigte ihr die ganze Troſtloſigkeit ihrer Lage.

Dem Blitze pflegt aber der Donner zu folgen. Er zögerte
zwar ungewöhnlich lange, mehrere Stunden, allein er blieb
doch nicht aus. Die Zytig vo Windgellen ließ ihn los.

Wie dehnte ſich der unglückſelige Nachmittag hin! Wollte
es denn heute gar nicht Abend werden? Einmal war Roſi
ſchon auf dem Wege zur Zwihl, aber ſie kehrte wieder um.
Sie konnte ſich unmöglich vor jemand ſehen laſſen, ſelbſt vor
der Schweſter, ſelbſt vor der Mutter nicht. Se ſchämte ſich
bis in die tiefſte Seele hinein, für ihren Mann, für ſich ſelbſt,
daß er, ihr Ruodi, ein ſolcher geworden.

Unſtet trieb es ſie im Hauſe umher, und hinauszugehen
fürchtete ſie ſich. Es konnten ja Leute vorbeikommen und ſie
anſehen, um ihrer Schmach willen? Ja! Seine Ehre
war ja auch die ihrige geweſen. Oh, noch immer fühlte ſich
die Unglückliche in allen Fibern ihrer Seele mit dem ver-

lorenen Manne verwachſen. tSie trat endlich in den Erker, wo in glücklicher Zeit ihr
Ruodi ſonſt um dieſe Stunde oft mit ihr und dem Vreneli
geſeſſen und den Schweſtern aus ſeinen Büchern vorgeleſen
hatte. Daran dachte ſie, als ſie aufs Geratewohl ein Buch von
dem Brett herunterlangte. Es war der Tell, und da ſteckte
noch das Papierzeichen bei der Stelle, die Ruodi zuletzt vorge
leſen. Wie lange war es her, und was lag alles zwiſchen da
mals und heute! Nur ein Jahr, und doch ſoviel Enttäuſchung
und Kummer! Sie ſchlug mechaniſch das Buch auf, und me-
chaniſch überlief ihr Auge die Stelle, wo Ruodi damals ſtehen
geblieben, jene wunderbare Szene auf dem Rütli, die zu dem
Beſten gehört, was je von Menſchenhand niedergeſchrieben
wurde. Aber die von Unruhe verzehrte Seele der armen
Roſi hatte jetzt weder Sinn noch Verſtändnis dafür. Nur der
Name des Schauplatzes im Schauſpiel erregte ihr Jntereſſe.
Das Rütli! Hatte Ruodi, als er ſie in jener Nacht, wo ſie ſich
ganz ihm zu eigen gegeben, in ſein Haus führte, ihr nicht
auch von einem Rütlibund geſprochen, den ſie mitſammen
haben und halten wollten in Freud und Leid? Die Freuden
hatte er mit ihr geteilt, das Leid überließ er ihr allein

(Fortſetzung folgt.)



Reue Preserhöhungen fär Brenſpirikus. Vom 1. Dezember
iſt der Preis des ohne Bezugsmarken in beſchränktem Umſange ge
lieferten Brennſpiritus in Flaſchen von 1.50 M. auf 2 M. für das Liter
erhöht worden. Die Preiſe für Primaſprit ſowie für Spiritus zur Eſſig
derſtellung und für Heereszwecke ſind ſchon vom 10. November hinauf-
geſetzt worden.

*Strahenbahnunfall. An der Ecke der Talamt und Oleariusſtraße
ſtieß ein Desinfektionsfuhrwerk mit einem Stadtbahnwagen zuſammen.
Während an dem Motorwagen nur der Anſtrich beſchädigt wurde, brach
an dem anderen Wagen die Deichſel und ein Vorderrad. Die Schuld-
frage iſt noch nicht geklärt.

Die Reichsfleiſchkarte wird zur Erſparnis von Papier verkleinert:
ſtatt 14 wird ſie in Zukunft nur noch 104 Zentimeter im Geviert groß
ſein. Es iſt auch kein Mindeſtgewicht für das zu verwendende Papier
mehr vorgeſchrieben. Die neuen Vorſchriften gelten vom 24. Dezember
an. Fleiſchkarten nach den bisherigen Muſtern dürfen auch nach dem
24. Dezember noch zur Ausgabe gelangen, wenn ſie entweder vor dem
7. Dezember hergeſtellt worden ſind, oder wenn mit deren Herſtellung
vor dieſem Zeitpunkt begonnen worden iſt.

Verkehrseinſchränkungen auf der Halle--Hettſtedter Eiſen-
bahn. Jnfolge Koblenmangels hat die Halle--Hettſtedter Eiſenbahn
den Verkehr erheblich einſchränken müſſen. Sie verſucht zwar, ihn
noch möglichſt gufrechtzuerhalten; es muß jedoch damit gerechnet
werden, daß ſie eines Tages den Verkehr ganz einſtellen muß.
Jedenfalls können Perſonen, die dieſe Strecke fahren wollen, auf
dem Bahnhof die unangenehme Ueberraſchung erleben, daß ihnen
geſagt wird: „Der Zug fährt heute nicht.“ Wie der „General-
anzeiger“ hört, wird die Direktion jetzt einen Plan zuſammen-
ſtellen, den ſie, ſoweit nur irgendmöglich, aufrechtzuerhalten hofft.

300 Prozent Aufſchlag für Geſchäftsbächer. Einen abermaligen
Preisaufſchlag haben die Geſchäftsbücherfabriken Deutſchlands für ihre
Erzeugniſſe mit Wirkung ab 1. Dezember eingeführt. Der Zuſchlag-
ſatz beträgt gegen die Friedenspreiſe 300 Prozent.

Keine Schlillerbahnen? Den Kindern ſeien die Winterfreuden
gegönnt, ſo lange ſie harmlos bleiben und niemand gefährden. Die ſo
beliebten Schlittenbahnen aber müſſen auf alle Fälle unterbleiben. Bei
der jetzt in den Straßen herrſchenden Dunkelheit bilden ſie eine ſchwere
Gefahr für die Geſundheit aller Fußgänger. Hier müſſen die Polizei-
organe mit rückſichtsloſer Strenge vorgehen, damit die Gefahr im Keime

erſtickt wird. Eltern und Lehrer mögen es an Ermahnungen nicht
fehlen laſſen und ebenfalls im Jntereſſe der Allgemeinheit Strenge
walten laſſen. Die Hausbeſitzer mögen beſonders darauf bedacht ſein,
entſtandene Schlittenbahnen ſofort zu beſeitigen. Jn dieſem vierten
Kriegswinter muß die Geſundheit des Einzelnen höher ſtehen, als das
Vergnügen der Kinder.

Erhöhte Leiſtungen der Krankenverſicherung und Wochenhilfe.
Für die Krankenverſicherung und Wochenhilfe während des Krieges hat
der Bundesrat neue Beſtimmungen getroffen. Die obere Grenze des
durchſchnittlichen Tagesentgelts wird von fünf auf acht Mark, die des
durchſchnittlichen Tagesentgelts und des wirklichen Arbeitsverdienſtes
von ſechs auf zehn Mark erhöht. Der Grundlohn beſtimmt ſich nach dem
Arbeitsverdienſte bis zehn Mark für den Arbeitstag. Wenn bei Orts-,
Land-, Betriebs- und Jnnungskrankenkaſſen Beiträge bis zu 434 Proz.
des Grundlohnes zur Deckung der Regelleiſtungen ausreichen, ſo können
ße auf übereinſtimmenden Beſchluß der Arbeitgeber und Verſicherten
im Ausſchuß zur Deckung von Mehrleiſtungen die Beiträge über 43
bis 6 Prozent erhöhen. Die Satzung einer Krankenkaſſe kann mit Zu-
ſtimmung des Oberverſicherungsamtes bis zu 34 des Grundlohnes das
Krankengeld für Verheiratete und Ledige, ſowie nach der Zahl der An-
gehörigen abſtufen, die der Verſicherte bisher unterhalten hat. Für alle
oder nur für die niedrigeren Mitgliederklaſſen oder Lohnſtufen können
Zuſchläge zum Krankengeld in einem gleich hohen oder für die nied-
rigeren erhöhten Beträge bewilligt werden. Auch kann das Wochengeld
höher als das Krankengeld bemeſſen werden. Für uneheliche Kinder iſt
der Anſpruch auf Wochenhilfe auch dann gegeben, wenn zwar nicht
Kriegsunterſtützung gewährt wird, aber die Verpflichtung eines Kriegs-
teilnehmers zur Gewährung des Unterhaltes für das Kind feſtgeſtellt
und die Mutter minderbemittelt iſt.

Freiheit für Nähgarnwucher. Die Rolle Nähgarn koſtet heute
3, 4, 5 Mark und mehr. Natürlich iſt Nähgarn entweder gar nicht oder
nur auf den Wegen des Schleichhandels zu erhalten. Unſeren Haus-
frauen iſt dies alles ſeit vielen Wochen bekannt. Es wurden Wünſche
laut auf Regelung des Verkaufs. Jn einer Preſſenotiz wurde auch
eine Bewirtſchaftung in Ausſicht geſtellt. Flugs kam die Reichsbe-
kleidungsſtelle mit einer Richtigſtellung. Richtig wäre nur, daß der
Reichsbekleidungsſtelle am 11. November die Bewirtſchaftung des Näh-
garns vom 1. Januar 1918 an übertragen worden iſt. Weiteres ſei
noch nicht beſtimmt. Alſo vom 1. Januar 1918 an wird die Reichs-
bekleidungsſtelle die Bewirtſchaftung des Nähgarns übernehmen. Troſt-
volle Ausſicht! Bis dahin iſt den Profithyänen in Händlerkreiſen und
den Hamſtern ausgiebig Zeit gelaſſen, ihren Raub in Sicherheit zu
bringen. Man ſollte meinen, auch die Reichsbekleidungsſtelle müſſe eine
Ahnung davon haben, daß durch den Preiswucher mit Nähgarn und
Stopfwolle die Inſtandſetzung aller Kleidungsſtücke aufs äußerſte er-
ſchwert wird. Was ſollen uns die allgemeinen Ermahnungen der Be
kleidungsſtellen, die alten Sachen umzuarbeiten, wenn das Notwendigſte
dazu fehlt? Denn das leuchtet doch hoffentlich auch den Herren am

rünen Tiſch ein, daß die große Maſſe des Volkes, für die jene gutenRatſchläge beſtimmt ſind, die von den Händlern geforderten ungeheuer-

lichen Preiſe nicht zahlen kann. Muß denn immer erſt der Brunnen
zugedeckt werden, wenn das Kind hineingefallen iſt? Es iſt ein Jammer,
daß uns dieſe Erfahrung auf faſt keinem Gebiete erſpart bleibt. Und
dabei ſteht der Winter vor der Tür und manche Mutter ſteht ratlos vor
der Unmöglichkeit, ſich und ihre Kinder vor den Unbilden des Wetters
zu ſchützen. Unzureichende Ernährung, zu wenig Heizungsmaterial, zer-
riſſene Kleidung; man friert, wenn man daran denkt. Wir haben's
wahrlich weit gebracht mit unſerer berühmten Organiſationsfähigkeit!

Paſtoraler Kampf gegen die Wahlrechtsreform. Die Ephorie
Halle-Land t hielt vor einigen Tagen in „St. Nikolaus“ eine freie
ſynodale Konferenz ab, wobei ſie ſich nach der „Halleſchen Zeitung“
unter anderem mit folgendem beſchäftigte: „Das eigentliche Haupt-
thema „Die Gefahren der Wahlrechtsvorlage im
Landtage für unſere Landeskirche und für unſere Gemeinden“ be-
handelte in lichtvoller Weiſe Paſtor PaſcheDieskau, indem er ſeine
großzügigen Ausführungen mit Beiſpielen und reichen Zahlen be-
legte. Er deckte die Gefahren auf und wies die Wege, wie die
Kirche ihnen bei einer genügenden Rüſtungsfriſt begegnen
kann. Wunſchgemäß ſoll Näheres über dieſe einſchneidenden
Dinge noch nicht in die breite Oeffentlichkeit gegeben werden;
die Zeit dazu erſcheint noch nicht gekommen. Zuſtimmend
und manches näher beleuchtend äußerten ſich zur Sache Sup. a. D.
Podenſtein, Präſident D. v. Doemming und Konſ.-Rat Gutſchmidt.“
Wir glauben ſehr gern, daß dieſe Herren alle Urſache haben,
ihre Rückſtändigkeit der Oeffentlichkeit nicht noch im einzelnen
wiſſen zu laſſen. Es genügt aber auch ſo, und das iſt für die kirch
Hchen Kreiſe nicht gerade rühmenswert.

Theater, Sehenswürdigkeiten uſw.
todttheaker. te Do t leKomödie r gehe u Wird

verkaufte Braut“ wiederholt, Sonnabend „ZJar und Zim-
mermann“. Am Sonntag nachmittag 354 Uhr eeſt als Volksvor-
tellung zu ganz kleinen Preiſen das Schauſpiel „Geſpenſter“ von

ſen in Szene. Die Erſtaufführung von d'Alberts Oper „Die
toten Augen“ iſt für Sonntag abend 75 Uhr angeſetzt.

Thaſiag- Thealer. Als nächſtes r des Stadttheater. Perſonals
iſt auf Sonntag abend 724 Uhr im ThaliaTheater der übermütige
Schwank Der Raub der Sabinerinnen“ vorgeſchen.

Joologiſcher Garten. Heute Donnerstag, abends 8 Uhr findet das
dritte Geſellſchafts- Konzert des Stadttheater-Orcheſters unter Leitung
des Kapellmeiſters Karl Nöhren ſtatt. Die Vortragsfolge enthält Werke
von Roſſini, Bolzoni, Svendſen, Grieg, Verdi, Dvorak, Liſzt, Fall,
Zeller, Strauß und Lincke. Der Eintrittspreis beträgt 50 Pf. Dauer
r für den Zoologiſchen Garten und das Bad Wiltekind haben Gül
tigkeit.

Das Programm des Stadttheaters.
(Schluß.)

Was ſich Herr Sachſe als idealen Zuſtand vorſtellt, das legte er in
längeren Ausführungen über Theater, Publikum und Preſſe dar, wobei

wir ihm faſt vollkommen beipflichten konnten.
Das wichtigſte zur Entwicklung der Theater, ſo führte er hierbei

aus, ſeien Künſtler-, nicht Geſchäftsdirektoren, eben weil der Künſtler
im Direktor doch mehr auf die Pflege der Kunſt als ſeinen Hauptberuf,
ſtatt ausſchließlich auf einen guten Geſchäftsabſchluß ſehe. Weiterhin
müßten Schauſpiel und Oper in räumlich verſchiedenen Gebäuden aufge-
führt werden, weil die Oper mit ihren großen finanziellen Erfolgen das
Schauſpiel erdrücke und dieſem auch nicht genügend Zeit zur künſtleriſchen
Vorbereitung laſſe. Daneben müßte ein kleines Theater für 350 bis
400 Perſonen beſtehen, in dem ausſchließlich literariſche Feinkoſt geboten
würde, denn erſt ein ſolches Theater bringe das entſprechende Publikum
für dergleichen Literatur beiſammen und mache ſolche Aufführungen auch

nicht zu einem großen Riſiko. Das Publikum wiederum ſollte nicht
glauben, nur immer zur Kritik berechtigt oder verpflichtet zu ſein, es
ſollte vielmehr die Aufführungen gläubiger hinnehmen, da hierdurch
allein der Zweck des Theaterbeſuches: einen künſtleriſchen Genuß zu
haben, erreicht werde. Die Preſſe endlich habe mit ihrer Kritik eine
furchtbare Waffe in den Händen, mit der ſie einem Künſtler geradezu den
Lebensfaden abſchneiden könne. Dieſe Waffe werde auch oft genug in
unverantwortlicher Weiſe und von Unverantwortlichen gebraucht, ſei es
auch manchmal nur im beſten Sinne. Der beſte Kritiker zeige ſich doch
immer daran, daß er mit Begeiſterung ins Theater gehe, ſtatt mit dem
verärgerten Vorſatz, jeden kleinen Fehler ankreiden zu wollen, und daß

er ſich von dem Geiſt des Stückes ſowie der Aufführung tragen laſſe, wo
durch er von allein zu einer milden Beurteilung komme.

Scharfe, aber leider nur zu ſehr berechtigte Worte fand Herr Sachſe
hierbei gegen jene Sorte Kritiker, die von ſo mancher (wir ſagen ausdrücklich:
bürgerlichen) Zeitung gegen die Schauſpieler und das Theater losgelaſſen

werden. Denn es iſt tatſächlich unverantwortlich, was alles in öffent-
licher Meinung in bezug auf das Theater macht. Von jedem lokalen
und politiſchen Redakteur wird ein feſter und nicht zu kleiner Fundus
Wiſſen ſamt einer guten Portion Charakterſtärke verlangt. Für das
Theater aber halten ſehr viele bürgerliche Blätter jeden befugt, der ein
wenig Literaturkenntniſſe hat. Als ob das Theater nur Theater ſtatt

auch noch ein gutes Stück praktiſche, vollgereifte Lebenserfahrung er
fordern, wenn man ſie wirklich tiefgründig erfaſſen will! Hiergegen hilft
aber nicht eine geſetzliche Prüfung der Kritiker analog derjenigen der
Theaterdirektoren, ſo wie es Herr Sachſe verlangte, denn eben die Er
fahrungsreife, die wir als das wichtigſte Erfordernis des Kritikers neben
einer umfaſſenden innerlich erlebten Literaturkenntnis anſehen, läßt
ſich nicht examenmäßig feſtſtellen. Vielmehr hilft einzig und allein etwas
mehr Würde bei der bürgerlichen Preſſe und eine höhere Einſchätzung
des Theaters durch ſie. Es muß den Verlegern beigebracht werden, daß
ein nicht minder wichtiger Akt als die Anſtellung eines Redakteurs für
ſein Geſchäft diejenige eines Theaterkritikers iſt. Dann wrd es ſchon
beſſer werden.

Schließlich verbreitete ſich Herr Sachſe noch über das Thema: Berlin
und die Provinz. Er betonte ganz mit Recht, daß die künſtleriſche Ar-
beit in Berlin ſehr hoch ſteht, daß dieſe Tatſache aber nur durch eine
weitgehende Spezialiſierung der hauptſtädtiſchen Theater und ihre infolge

der großen Kaſſenerfolge die wieder ſehr häufige Wiederholungen
ermöglichen herbeigeführten hochkünſtleriſche Vorbereitungen aller
Stücke geſchaffen werden konnte. Ebenſo wichtig iſt, daß die Provinz-
theater nicht nötig haben, all und jedes Stück aufzuführen, die in Berlin
große Erfolge zrlangen, daß ſie ebenſo wenig die Jagd nach Urauf-
führungen mitzumachen brauchen, und daß ſie noch viel weniger gut
daran tun, den für Berliner Verhältniſſe (Publikum und Kräfte) berech-
neten Ausſtattungsrahmen zu übernehmen. Vielmehr meinen wir
und darin ſind wir wohl mit Herrn Sachſe einer Meinung, daß eine
künſtleriſch ſtrebende, aber auf ihre Grenzen ſehende Provinzbühne von
allem das Beſte zu übernehmen hat, ohne in einen ſklaviſchen Nach-
ahmungstrieb zu verfallen, und zwar ſowohl in bezug auf die Stücke,
wie auf die Darſtellungsart. Und darin ſcheint ja auch unſer Stadttheater
in Herrn Sachſe den richtigen Vermittler gefunden zu haben, wie ſeine
Auswahl der Stücke und ſeine Art der Jnſzenierung beweiſt, ſo ſehr wir
auch manchmal wünſchten, es möchte das Repertoire des Stadttheaters
noch ein wenig mehr vor allem auf Koſten der zeitvertrödelnden
Thaliagaſtſpiele aufgefriſcht werden. Im übrigen halten wir es aber
für unſere Ehrenpflicht, Max Reinhardt in Berlin gegen den Vorwurf
des Herrn Sachſe in Schutz zu nehmen, dieſer habe mit ſeinen Auf-
führungen im Auslande einen ungünſtigen Eindruck über Deutſchland
hervorgerufen. Denn Reinhardt hat nicht nur Phantaſtereien wie „Mi-
rakel“, „Sumurun“ uſw. aufgeführt, auf die ſich Herr Sachſe zum Beweiſe
deſſen berief, ſondern auch hochkünſtleriſche Darbietungen klaſſiſcher und
moderner, das Deutſchtum in beſter Weiſe repräſentierender Sücke ge-
boten, vor denen das Ausland von neuem ſeine hohe Achtung bekennen

mußte.Was Herr Sachſe ſonſt noch berührte, hauptſächlich ſoziale Dinge,

das geht über den Rahmen dieſer Abhandlung hinaus und bleibe infolge
deſſen vorläufig unerörtert.

Aus der Provinz.
Weißenfels. Tragödie. Am Montag wurden der 57 Jahrealte Geſchäftsführer der die igen Filiale des „Volksboten“, Genoſſe

Ludwig Burgau, und die 42 Jahre alte Genoſſin Stengler tot in
der Wohnung Burgaus vorgefunden. Wie aus einem hinterlaſſenen Vrieſe hervorgeht hat Burgau die Frau mit ihrem Einver
ſtändnis erſchoſſen und dann ſelbſt Gift genommen, weil ihrer Zu
neigung zueinander unüberwindliche Hindern ſſe im Wege ſtanden.
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er Buwgau unendl tbefähigſten Genoſſen in unſe kreiſe. Ueber ein Jahrzehnt
3 derſelbe unſere Zohl Anereihledorfegangenberg geleitet und
ich durch ſein ruhiges, s Weſen das Vertrauen aller Genoſſen

erworben, die ihn auch in die Gemeindevertretung für Aue Ahls-
dorf wählten, wo er ebenfalls voll ſeine Pflicht i hat. Später
wurde Burgau nach Naumburg zur Leitung des dortigen Parteige
ſchäfts berufen, und auch hier hat er mehrere Jahre tüchtig ge
arbeitet und die Geſchäfte der Partei gefördert. Als ſich dann in
Weißenfels die n zweiten Genoſſen nötig machte,
wählte die Parteileitung dazu Burgau. Auch in Weißenfels hat
derſelbe getan, was er für das Geſchäft und die Partei tun konnte,
und gewann ſich auch hier allſeitiges Vertrauen. Er wurde als
Stadtverordneter gewählt und bekam hier Vertretung in einer An
zahl von Kommiſſionen. Ebenſo wurde er als Armenvorſteher r
einen Bezirk gewählt. Jmmer war er voll auf-dem Poſten. Jm
letzten Jahr wurde Burgau, der ja immer leidend geweſen iſt, er-
heblich krank. Der Verluſt mehrerer Kinder, namentlich der Tod
ſeines dem Weltkrieg zum Opfer reren Sohnes Bruno nahm
ihn ſchwer mit. Er konnte monatelang die Geſchäfte nur in gerin-
gerem Umfang wahrnehmen und mußte ärztliche Hilfe in Anſpruch
nehmen. ir haben ihm immer geraten, eine Heilanſtalt aufzu-
ſuchen. Scheinbar wollte er auch darauf eingehen, doch hat ihn ſein
leidender Zuſtand, auch wohl das eingegangene Verhältnis zuletzt p
mitgenommen, daß er den Tod vorzog. Die ihm anvertrauten Ob
liegenheiten hat er gewiſſenhaft geordnet hinterlaſſen. Wir ver-
lieren in ihm einen treuen Genoſſen, deſſen Andenken die Genoſſen
des Kreiſes immer in Ehren halten werden.

Neuer Landrat. Zum Landrat des Kreiſes Weißenfels
ar der weherige kommiſſariſche Landrat Regierungsrat Bar
el s ernannt.

Weißenfels. MarmeladenVerteilung. Von Donnerstag, dem
6., bis Donnerstag, dem 18. Dezember, kommen auf die braunen
Lebersmittelkarten Nr. 91 je 2 Pfund Marmelade nach der
Kundenliſte zur Verteilung. Der Verkaufspreis beträgt 90 Pf.
für dae Pfund. Auf die grünen Marmeladen-Bezugsſcheine, vie
von verſchiedenen Haushaltungen an Stelle von Zuckermarken ent
nommen worden ſind, wird deshalb mit Rückſicht auf die allgemeine
Verteilung keine Marmelade, ſondern Zucker abgegeben.

Verlängerte Geſchäftszeit. Die für die Sonn und Feſttage
geſtattete Beſchäftigungszeit iſt für Sonnktag, 16. und 23. Dezember
bis auf 10 Stunden verlängert worden, und zwar von 7 Uhr mor
gens bis 7 Uhr abends, mit Ausſchluß der für den Hauptgottes-
dienſt feſtgeſetzten Zeit von 934 bis 113 Uhr vormittags.

„„Naumburg. Kindes-Ausſetzung. Am Sonntag vor-
mittag wurde hier in einem Garten, der von der Wieſenſtraße nach
der Talſtraße führt, hinter einem Holzhaufen ein lebendes, etwa
berage altes n r n und der Polizeiübergeben. Die Mutter des hilfloſen Säuglings konnt iermittelt werden. ſof Winge Konnte noch nes

Merſeburg. Ausgabe von Lebensmitteln. Für die
Woche vom 9. Dezember bis einſchl. 15. Dezember werden auf den
Kopf der Bevölkerung zugeteilt: 50 Gramm Sago zum Preiſe von
12 Pf. auf Bezugſchein Nr. 43, 30 Gramm Suppen zum Preiſe von
6 Pf. auf Bezugſchein Nr. 44, 50 Gramm Kunſthonig zum Preiſe
von 6 Pf. auf Bezugſchein Nr. 45. Der Verkauf erfolgt von Don-
nerstag, 13. Dezember, bis einſchl. Sonnabend, 15. Dezember 1917.

Jn der Volks und Mittelſtandsküche und den Gaſtwirtſchaften
ſind alzugeben: für Mittageſſen Bezugſchein und Quittungsab-
ſchnitt Nr. 43 (nicht mehr Ablieferung in Natur), in Gaſtwirt
ſchaften für Abendeſſen nichts.

Merſeburg. Der Abſchluß der Th. Groke A.-G., Ziegelei
maſchinenfabrik ergibt nach erhöhten Abſchreibungen von 58887 (42 298)
Mark einen Reingewinn von 58 771 (36 977) Mark. Es werden 6 (4)
Prozent Dividende verteilt. Der Vorſtand klagt über die Schwierigkeiten
über die Arbeiter- und Materialienbeſchaffung. Einer Vorausſage für
das neue Jahr enthält er ſich. Die Bilanz zeigt ein Bankguthaben von
278 784 Mark.

Wittenberg. Dreiſte Bauernfänger haben dieſer Tage
auch hier ihr Weſen getrieben, nachdem ſie ähnlich ſchon in andern
Orten vorgegangen waren. Sie gaben durch die Blätter bekannt,
daß eine Pferdeverſteigerung ſtattfinden würde. Daraufhin ſtellte
ſich auch ein Landwirt ein, und ihm wurden nun unter betrüge-
riſchen Manipulationen 1700 M. abgeſchwindelt, ohne natürlich ein
Pferd auch nur zu ſehen. Dafür erhielt er eine Quittung mit dem
e „Landwirtſchaftskammer der Provinz Sachſen“ in die

nd.

Eisleben. Verſagen der Gasanſtalt. Der hieſige
Vertrauensmann für Gas und Elektrizität gibt unterm 4. Dezember
bekannt: Wegen ungenügender Kohlenzufuhr mußte die Gasabgabe
geſtern abend eingeſtellt werden. Die Wiederaufnahme derſelben
wird vorausſichtlich morgen nachmittag 5 Uhr erfolgen. Es wird
erſucht, die Hähne zu ſchließen, und bei der Wiederinbetriebnahme
Vorſicht walten zu laſſen.

Zeitz. Wochenfleiſchmenge. Jn der Woche vom 3.--9. De-
zember entfallen auf die Reichsfleiſchkarte 225 Gramm mit Knochen
oder 180 Gramm ohne Knochen. Wurſt jeder Art gilt als Fleiſch ohne
Knochen.

Der Handel mit Wild iſt, wie der Magiſtrat wiederholt bekannt
gibt, nach geſetzlicher Vorſchrift nur ſolchen Perſonen geſtattet, die von
der bei der hieſigen Polizeiverwaltung eingerichteten Zulaſſunggsſtelle
einen Berechtigungsſchein erhalten haben. Der Wildhandel anderer Per-
ſonen iſt ſtrafbar.

Mietgeſuche Minderbemilleller. Die nächſten Sitzungen der Ar-
menbezirksverſammlungen für den 1., 3., 5. und 7. Bezirk finden Montag,
den 10. Dezember, diejenigen des 2., 4. 6. und 8. Bezirks, Dienstag,
den 11. Dezember, zu den bisher üblichen Zeiten und den hierzu be
ſtimmten Räumen ſtatt. In dieſer Sitzung wird über Mietgeſuche be
ſchloſſen werden. Später eingehende Geſuche können keine Berück
ſichtigung finden.

Als geſtohlen angezeigt worden: ein ſchwarzes, ein graues bel-
giſches und zwei weiß und ſchwarzgefleckte Kaninchen.

Gewerkſchaftliches.
Teuerungszulagen und Verkragsverlängerung im Baugewerbe.
Neue Verhandlungen fanden im Reichswirtſchaftsamt ſtatt. Sie ge

ſtalteten ſich ſehr ſchwierig und dauerten drei Tage. Schließlich kam aber
doch eine Vereinbarung zuſtande, wonach die Tarifverträge um ein Jaht
verlängert werden und die Bauarbeiter in zwei Staffeln eine neue
Teuerungszulage von 15 Pfg. die Stunde erhalten. Davon ſind 10 Pfg.
vom 10. Dezember an und 5 Pfg. vom 1. April nächſten Jahres an zu
zahlen. Die über die bisherigen tariflichen Zulagen hinaus gezahlten
beſonderen Zulagen dürfen auf die neue Zulage nur inſoweit angerech
net werden, als über die Anrechnung beſondere Vereinbarungen beſtehen
oder ſoweit ſie erſt vom 1 Oktober d. J. an gewährt worden ſind. Un
auch hier iſt die Anrechnung nur bis zur Höhe von 10 Pfg. zuläſſig; die
am 1. April n. J. ſäuigen Pfg. ſind nicht anreang ig. Feſtgelegt
worden iſt außerdem, daß beide Parteien vom 1. Oktober n. J. an zu
neuen Verhandlungen über eine weitere Zulage verpflichtet ſind, wenn
von Juni bis Oktober eine weſentliche Steigerung der Teuerung ein
treten ſollte. Dieſe Feſtſtellung ſoll das Reichswirtſchaftsamt treffen.

Die neue Vereinbarung ſoll in Kraft treten, wenn der Arbeitgeber
bund bis 10. Dezember ſein Einverſtändnis damit erklärt und wen
auch Inſtanzen des Bauarbeiterverbandes die Erklärung abgeben
daß ſie auf ihrem Mitte März n. Js, abzuhaltenden Verbandstage fü
die Annahme der Vereinbarung eintreten wolleon.
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